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(Beginn um 9.01 Uhr.)
Präsident Prof Harry Kopietz: Einen schönen guten Morgen, sehr geehrte Abgeordnete!

Ich eröffne die 31. Sitzung des Wiener Landtages.

Entschuldigt sind die Abgen Dr Aigner, Praniess-Kastner, Dipl-Ing Stiftner, Floigl, Hursky, Mag Reindl, Reischl, Zankl, Mag Vassilakou und Mag Lachkovics. Frau Amtsf StRin Mag Sonja Wehsely hat sich krank melden müssen. Frau Abg Mag Krotsch ist von 9 bis 10 Uhr entschuldigt.

Wir kommen damit zur Fragestunde.

Bevor ich die Fragestunde einleite, eine kurze Bemerkung: Es ist in der Fragestunde ein Thema, eine Frage an den Herrn Landeshauptmann gerichtet, die zugelassen wurde, aber ohne Präjudiz. Das bedeutet nicht, dass in Zukunft ähnliche Fragen oder andere, die nicht in den Landtag gehören, entsprechend eine Zulassung finden. Die Dringliche Anfrage der FPÖ, die eingereicht wurde, wurde ja begründet abgewiesen.

Wir kommen zur 1. Anfrage (FSP - 01456-2010/0001 - KSP/LM). Sie wurde von Frau Abg Karin Schrödl gestellt und ist an die Frau amtsführende Stadträtin der Geschäftsgruppe Umwelt gerichtet. (Das Land Wien hat hinsichtlich Hochwasserschutz einen der höchsten Standards weltweit vorzuweisen. Dennoch haben sich der Bund und das Land Wien im Rahmen der Vereinbarung gemäß Art 15a B‑VG „Vorhaben des Hochwasserschutzes im Bereich der österreichischen Donau“ auf einen weiteren Ausbau geeinigt. Allein in Wien werden im Zuge dieser Maßnahmen bis 2015 rund 76 Millionen EUR in den weiteren Ausbau des Hochwasserschutzes investiert. Wie ist der Stand der Umsetzung?)
Ich ersuche um die Beantwortung.

Amtsf StRin Mag Ulli Sima: Schönen guten Morgen, meine sehr geehrten Damen und Herren! Sehr geehrte Frau Abgeordnete!

Ihre Frage beschäftigt sich mit dem Thema Hochwasserschutz, und ich möchte kurz auf die Vorgeschichte eingehen. Bereits 1969 gab es einen Beschluss im Gemeinderat zur Umsetzung des verbesserten Donau-Hochwasserschutzes für Wien. In sehr weiser Voraussicht wurde damals der Grundstein für einen europaweit führenden Hochwasserschutz gelegt. Das übergeordnete Ziel für Wien ist dabei, einen generellen Schutz bis zu einem Hochwasser von 14 000 m³ pro Sekunde zu erreichen. Das entspricht einem zehntausendjährlichen Ereignis. 

Wien ist aber nicht nur an der Donau beim Hochwasserschutz vorbildlich, sondern auch am Wienfluss, hier sind wir für ein tausendjährliches Ereignis gerüstet und am Liesingbach bis zu einem dreihundertjährlichen Ereignis geschützt. Nur zum Vergleich, dass man das ein bisschen ein- oder zuordnen kann: Die meisten anderen Flüsse in Österreich sind bestenfalls auf ein hundertjährliches Hochwasser ausgerichtet. Eine der größten Bewährungsproben in diesem Bereich war sicher das Hochwasser 2002, das Wien bekanntlich ohne nennenswerte Schäden überstanden hat, während halb Europa und auch große Teile von Österreich damals unter Wasser standen.

Das Herzstück des verbesserten Donau-Hochwasserschutzes ist - und ich glaube, das wissen hier alle - die Donauinsel. Bis zum heutigen Zeitpunkt sind über 500 Millionen EUR in diese verschiedenen Hochwasserschutzprojekte investiert worden. Ich werde Ihnen jetzt nicht alle aufzählen, aber ich möchte Ihnen ein paar - auch damit man sieht, was historisch in den letzten Jahren schon passiert ist - exemplarisch aufzählen.

Am linken Donauufer ist das der ganze Damm im Bereich Langenzersdorf, der so genannte Donaugrabendamm, der zirka 500 m im rechten Winkel zur Donau verläuft. Natürlich gehört dazu der bekannte Damm entlang der A22, die Dammverstärkung beim Hubertusdamm - so heißt dieser Dammteil in Wien - und beim Marchfeldschutzdamm - so heißt er dann weiterlaufend in Niederösterreich -, natürlich der Aushub des Entlastungsgerinnes und bekanntermaßen die Entstehung der Donauinsel. Aber ganz wichtig ist auch der Hafenumschließungsdamm.

Am rechten Donauufer ist das der Bau des Dammes vom Kuchelauer Hafen bis zum Pegel Nußdorf. Wir haben den Damm im Bereich des Wehrs Nußdorf bis zur Schleuse, auch den Hafenumschließungsdamm für den Teil des Hafens Freudenau und die beiden Donaukanal-Rückstaudämme.

Ich habe jetzt wirklich nur einige Punkte sozusagen aus dem historischen Bereich des Hochwasserschutzes genannt. Aber Sie sehen, dass es wirklich eine ganz große Vielzahl an großen und wichtigen Projekten war.

Zu der Frage, wie es jetzt weitergeht beziehungsweise was noch fehlt: Es ist so, dass man eigentlich sagen kann, dass in Wien der Hochwasserschutz zu ungefähr 98 Prozent bereits erledigt ist und wir jetzt nur noch die letzten kleinen Prozentzahlen fertigstellen, damit wir dann wirklich einen absolut umfassenden, hundertprozentigen Schutz auf einem sehr, sehr hohen Niveau eines zehntausendjährlichen Hochwasserereignisses haben.

Wir haben im Jahr 2006 mit dem Bund eine Vereinbarung nach Art 15a B‑VG geschlossen. Das waren die Länder Oberösterreich, Niederösterreich und Wien, und es ging um ein Gesamtinvestitionsvolumen von mehr als 420 Millionen EUR. Der Anteil, der dabei auf Wien entfällt, sind 76,8 Millionen EUR. Bis 2015 wollen wir noch einige Projekte realisieren beziehungsweise haben wir natürlich aus diesem Topf schon einige Projekte realisiert. 

Derzeit im Laufen ist am linken Ufer die Ausführung und Verbesserung der Standsicherheit des Marchfeldschutzdammes, vom HUL - also vom Hafenumschließungsdamm - angefangen bis zum Schönauer Spitz. Das ist sicher eines der ganz wichtigen und ganz zentralen, aber auch schwierigen Projekte, weil wir uns dort ja mitten im Nationalpark befinden. Ich komme später noch ein bisschen darauf zu sprechen. Das ist natürlich ein sehr sensibles Gebiet in diesem Bereich, und da setzen wir auch sehr viele Maßnahmen.

Was wir noch vorhaben, ist die Fertigstellung der Geschiebeleitschwelle bei Langenzersdorf. Das war auf Grund eines Grundstücksrechtsstreits sehr lange Zeit nicht möglich, weil das im Besitz von Privatpersonen war, das ist jetzt endlich geregelt. Baubeginn soll heuer sein, und auch die Fertigstellung soll noch heuer über die Bühne gehen.

Was wir bis 2015 noch vorhaben, ist die Ausbildung der Überströmstrecke in Stopfenreuth. Da gibt es eine vertragliche Verpflichtung zwischen Österreich und der Slowakei, wonach wir eine bestimmte Grenzmenge an Wasser sicherstellen müssen. Das können wir mit dieser Überströmstrecke machen, diese werden wir 2014 beginnen.

Am rechten Ufer sind wir gerade dabei, den Uferrückbau beim Hafen Albern zur Vorbereitung des Alberner Hafentors zu machen. Die Ausschreibung ist 2010, die Fertigstellung ist für 2011 geplant, dann natürlich die Errichtung des Hafentors Albern selbst und die Ausführung des Alberner Hauptdammes.

Wien - ich glaube, das kann man wirklich mit Stolz sagen - zählt heute schon zu den Städten, die den absolut besten Hochwasserschutz haben. Mit diesen Projekten, die ich gerade aufgezählt habe, können wir das noch abrunden und wirklich perfektionieren.

Was für mich einzigartig ist, ist, dass es uns sehr gut gelingt - und da sage ich Dank an alle Beteiligten bei der MA 45, aber natürlich auch bei der WGM, die das ganz hervorragend machen -, die Technik mit der Ökologie zu verbinden, weil wir in sehr vielen Bereichen wirklich in sehr sensiblen Gebieten sind, eben denen des Nationalparks, wo wir dann auch hohe Auflagen haben. Aber dort ist es, glaube ich, sehr gut gelungen, Naturschutz und Hochwasserschutz unter einen Hut zu bringen.

Präsident Prof Harry Kopietz: Danke, Frau Stadträtin. - Zum Wort gemeldet hat sich für die 1. Zusatzfrage Frau Abg Matiasek. Ich erteile es ihr.

Abg Veronika Matiasek (Klub der Wiener Freiheitlichen): Guten Morgen, Frau Stadträtin!

Wir haben über dieses Projekt auch im Rahmen des Umweltausschusses immer, glaube ich, sehr ausführlich erfahren, über die aktuelle Bausituation und wie es sein soll. Auch eine Diskussion wie „Kommt dadurch die Au dahinter zu Schaden oder nicht?" wurde ja recht ausführlich geführt.

Meine Frage bezieht sich auf einen anderen Bereich, wo auch Gefahr durch Hochwasser besteht, und zwar einen kleineren Bereich abseits der Donau. Das ist die Liesing, und da würde ich gerne wissen - weil immer wieder Anrainer zu doch massiven Schäden durch Hochwasser kommen -, wie es da ausschaut mit dem Ausbau des Hochwasserschutzes beziehungsweise mit weiteren Schritten zur Renaturierung, die ja auch einen Hochwasserschutz darstellt.

Präsident Prof Harry Kopietz: Frau Stadträtin.

Amtsf StRin Mag Ulli Sima: Im Bereich der Liesing hat es vor allem Probleme gegeben - wir sind da in einen sehr intensiven Dialog auch mit den Anrainerinnen und Anrainern getreten - im Zusammenhang mit dem ganzen Neuorganisations-Renaturierungskanal. Das ist sozusagen ein ganzes Geflecht, das da zusammengehalten hat. Es hat am Anfang Schwierigkeiten gegeben, die wir jetzt, glaube ich, sehr gut in den Griff bekommen haben. Wir haben dort auch mit den Anrainerinnen und Anrainern einen sehr starken Dialog geführt, um sozusagen anrainerseitige Verbesserungen - ich nenne nur das Stichwort Rückstauklappen oder sonstige Dinge - einbauen zu können. 

Ansonsten ist es so, dass wir mit der Renaturierung der Liesing immer schrittweise vorangeschritten sind. Wann die nächste Bauphase kommt, kann ich Ihnen jetzt noch nicht sagen. Das wird natürlich auch von den budgetären Möglichkeiten abhängen. Wir sind jetzt dabei, die ganzen Planungen für die nächste Zeit zu machen.

Präsident Prof Harry Kopietz: Danke. - Die nächste Zusatzfrage wird gestellt von Herrn Abg Mag Maresch. Ich erteile ihm das Wort.

Abg Mag Rüdiger Maresch (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrte Frau Landesrätin!

Sie werden sich sicher noch an die Debatte erinnern können, die bei Hochwässern in Serbien und Ungarn begann, als die beiden Regierungen behauptet haben, dass in Deutschland und in Österreich der Fluss sozusagen relativ rasch abgeleitet wird, und wenn es im Oberlauf der Donau große Regenfälle gibt, dann haben sie das Problem. Damals ging es darum, ob die Untere Lobau bei großen Hochwässern zu einem Retentionsraum werden kann, also bei wirklich großen Hochwässern. Es ging um diese Überstromstrecken beim Lausgrund und beim Schwarzen Loch.

Deswegen meine Frage: Wie wird das werden mit den Überstromstrecken beziehungsweise den überströmbaren Teilen oder Schleusen, die dort eingebaut werden können, sowohl beim Lausgrund als auch beim Schwarzen Loch? Oder kommt das überhaupt nicht?

Präsident Prof Harry Kopietz: Frau Stadträtin.

Amtsf StRin Mag Ulli Sima: Wir haben ja damals sehr lange Diskussionen zu dem Thema geführt. Auslöser war eigentlich das Hochwasser 2002, das dann sehr vieles an der Diskussionsgrundlage geändert hat, weil wir ein bisschen von diesem Traumbild weggekommen sind, dass es eigentlich sehr schön ist, wenn natürliches Donauwasser die Aulandschaft überschwemmt. Denn wir wissen, wenn die Donau Hochwasser führt, dann kommt nicht nur schönes, sauberes Wasser die Donau herunter, sondern der Inhalt von Öltanks, sehr viel Schlamm und sehr viele Sedimente, das viel in der Aulandschaft zerstört hätte. 

Deswegen haben wir uns damals in monatelangen Diskussionen auch mit dem Nationalpark, mit den Ökologen darauf geeinigt, dass wir so einen Versuch mit dem Wehr machen werden. Wir haben jetzt im Einvernehmen mit dem Nationalpark einmal angefangen mit einer Überleitung von bis zu 4 m³ Wasser der Neuen Donau pro Sekunde in die Altarme der Lobau, eben dort beim Lausgrund, wo die Wehre geplant sind. Das ist einmal ein erster Schritt in diese Richtung. 

Parallel dazu haben wir letztes Mal im Ausschuss auch ein Monitoring-Verfahren beschlossen, weil wir, wie Sie ja aus der Diskussion wissen, in diesem Bereich immer ein bisschen in der Schere von Ökologie, Wasserversorgung und Hochwasserschutz sind. In diesem Spannungsfeld und in diesem Dreieck eine gute und optimale Lösung zu finden, ist unser Ansinnen. 

Ich glaube, dass das mit den 4 m³ ein guter erster Schritt ist, wobei wir sauberes Wasser aus der Neuen Donau, das auch für die Trinkwasserversorgung sicher unproblematisch ist, einmal zur zusätzlichen Bewässerung hineinleiten können und parallel dazu von oben zusätzlich die Dotation der Unteren und der Oberen Lobau verstärken. Das heißt, wir haben dann, wenn diese beiden Projekte fertiggestellt sind, sozusagen eine doppelte Zusatzwasserversorgung dieses Bereiches. Dann werden wir uns anschauen, ob es noch möglich ist, das schrittweise auszubauen, beziehungsweise anschauen, welche Wässer noch zumutbar oder möglich sind im Zusammenhang mit dem Trinkwasser. 

Ich erinnere nur daran, dass wir damals im Lenkungsausschuss über bis zu 1 000 m³ pro Sekunde diskutiert haben. Wenn man sich aber anschaut, dass allein die Donau bei Niedrigwasser 1 500 m³ pro Sekunde hat, dann sieht man, welche hohe Niederwasserführung ... (Zwischenruf von Abg Mag Rüdiger Maresch.) Doch, doch - Niederwässerabfluss der Donau bei Wien: 1 500 m³ pro Sekunde! Da sieht man, dass das schon ziemlich massive Wassermassen sind.

Aber ich möchte da gar nicht lange diskutieren, ich glaube, man muss sich das einfach sehr genau anschauen und sich schrittweise diesem Thema annähern. Wir sind da auch von der Wasserrechtsbehörde immer angehalten, das wirklich gut zu dokumentieren, weil ja die Wasserversorgung und die Trinkwasserbrunnen, die wir in der Lobau haben, nicht beeinträchtigt werden dürfen. Das ist immer diese Schere, in der wir uns befinden und wo wir wirklich versuchen, es bestmöglich zu lösen, im Sinne der Übereinkunft, die wir damals getroffen haben.

Präsident Prof Harry Kopietz: Danke. - Die 3. Zusatzfrage stellt Herr Abg Kenesei. Ich ersuche darum.

Abg Günter Kenesei (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Frau Stadträtin!

Beim Hochwasser im Juni 2009 kam es - wie schon so oft, muss man sagen - beim Landgasthaus Winter und beim Wirtshaus beim Friedhof der Namenlosen zu massiven Schäden. Es gab von beiden Betroffenen Anträge auf Schadenersatz beziehungsweise auf Zuschüsse von Seiten des Landes Wien. Bis jetzt hat es aber in diese Richtung keine Zusagen gegeben. Es hat sogar eine abschlägige Antwort der Frau Finanzstadträtin gegeben, der Sie sich angeschlossen haben. 

Ich glaube, dass, wenn auch sehr viel für den Hochwasserschutz in Wien getan wird, gerade dann, wenn es Betroffene gibt, das Land Wien auch gut beraten wäre, denen zur Seite zu stehen und Hilfe zu leisten.

Präsident Prof Harry Kopietz: Frau Stadträtin.

Amtsf StRin Mag Ulli Sima: Wenn geholfen wird, kann die Hilfe nur aus dem Katastrophenfonds des Bundes kommen. Da gibt es ganz klare Richtlinien, wie dieser angesprochen werden kann, über die wir hier nicht zu bestimmen haben.

Aber ich meine, das Gasthaus ist ja einer der, ich würde fast sagen, einzigen Fälle in Wien, die einfach im zentralen Hochwasserbereich sind und deswegen auch regelmäßig geflutet werden. Das ist also in der so genannten Roten Zone, das ist dort, wie soll ich sagen, eine „self-fulfilling prophecy".

Aber wie bereits am Anfang gesagt: Die Mittel des Katastrophenfonds, die für solche Fälle möglicherweise ansprechbar wären, sind eine Bundessache, die nicht von Wien entschieden wird.

Präsident Prof Harry Kopietz: Danke. - Die 4. Zusatzfrage stellt Frau Abg Schrödl. Ich ersuche darum.

Abg Karin Schrödl (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Sehr geehrte Frau Stadträtin!

Die Hochwasserschutzmaßnahmen bis 2015 finden großteils im Nationalpark Donau-Auen statt. In welcher Form konnte hier das Einvernehmen mit der Ökologie gefunden werden?

Amtsf StRin Mag Ulli Sima: Ich bin froh, dass wir über dieses Thema auch einmal ein bisschen reden können, weil da wirklich sehr viel Know-how und auch sehr viel, ich würde fast sagen, Hirnschmalz und Herzblut der Abteilungen hineingelaufen sind, weil natürlich der Nationalpark Donau-Auen für uns ein sehr wichtiges und sehr sensibles Gebiet ist. Wir haben uns sowohl bei den Baumaßnahmen des Hafenumschließungsdammes, des so genannten HUL, als auch des Marchfeldschutzdammes sehr, sehr bemüht, hier im Einvernehmen zu arbeiten. 

Es ist natürlich klar, dass die Bauzeit immer eingeschränkt ist auf den Winter, also auf die vegetationsfreie Zeit von September bis März, und dass wir das ökologisch sehr aufwendig gemacht haben. Ich vergleiche das immer mit Hauttransplantationen: Man hat die oberste Humus- und Grasdecke abgehoben, sie sozusagen zwischenbewahrt und dann wieder vorsichtig auf den neuen Damm hinaufgesetzt. Warum? - Weil wir dort viele sehr seltene Pflanzenvorkommen haben, von Orchideen angefangen, und es eine wichtige Auflage war, dass der Damm auch in der ursprünglichen Form wieder erhalten bleiben konnte. 

Die Verbesserung der Standsicherheit - auch das ist wirklich ein ganz, ganz wichtiger Punkt - endet oberhalb des Staues. Das heißt einfach, dass es nicht bis in die Erde hinuntergeht, sondern dass unterhalb noch ein Grundwasseraustausch zwischen der Donau und der Lobau möglich ist. Das ist wichtig, denn so atmet die Au sozusagen mit, da sieht man einfach, dass die Wasserstände hinauf und hinunter gehen. Das ist fast so wie bei respiratorischen Atembewegungen, und das darf man nicht durch eine Dichtmachung dieser Wand beeinträchtigen.

Wir haben auch im Artenschutz einige Maßnahmen gesetzt. Es wurde besonders auf die Fledermäuse ganz speziell Rücksicht genommen. Wir haben geschaut, wo es irgendwelche Baumhöhlen oder Quartiere gibt, und diese dann speziell markiert. Bei den Zauneidechsen haben wir wirklich versucht, sie vorher weitgehend abzusammeln, die Tiere in Über-Nacht-Quartieren einzufangen - wir haben sie auch klassifiziert - und außerhalb des Gefahrenbereichs zu sichern. Über den Trockenrasen habe ich vorhin schon ein bisschen berichtet. 

Es gibt also ganz viele Maßnahmen, und es ist sehr schön, dass wir solche seltenen Arten in der Stadt haben - hier die Würfelnatter und die Zauneidechse als ein paar Beispiele. Das sind ja Dinge der Artenvielfalt, auf die wir in Wien wirklich sehr, sehr stolz sind und für die wir uns bemüht haben, bei den Bauarbeiten speziell darauf einzugehen, damit diese seltenen Arten in Wien auch in Zukunft noch eine Heimat haben.

Präsident Prof Harry Kopietz: Danke, Frau Stadträtin. - Wir kommen damit zur bereits erwähnten 2. Anfrage (FSP - 01462-2010/0001 - KFP/LM), die von Herrn Abg Mag Gudenus an den Herrn Landeshauptmann gerichtet worden ist. (Am Freitag, 9. April 2010, sagten Sie, Herr Landeshauptmann, anlässlich einer gemeinsamen Pressekonferenz mit dem türkischen Botschafter Kadri Ecvet Tezcan, Sie halten es für durchaus möglich, dass in der Bundeshauptstadt türkische Schulen eröffnet werden. Derzeit gibt es rund 16 000 türkischstämmige Schüler. Wieso haben Sie dem Druck des türkischen Botschafters in dieser Schulfrage nachgegeben?)
Herr Landeshauptmann, ich ersuche um die Beantwortung.

Lhptm Dr Michael Häupl: Herr Abgeordneter!

Ihre Frage ist einfach und sohin auch kurz zu beantworten.

Erstens: Ich habe nicht gefordert, dass türkische Schulen in Wien errichtet werden.

Zweitens: Es hat niemand von mir verlangt, dass ich fordern soll, dass türkische Schulen in Wien errichtet werden sollen.

Drittens: Es hat keinen Druck auf mich seitens des türkischen Botschafters gegeben, ich konnte daher folgerichtig auch keinem Druck nachgeben.

Präsident Prof Harry Kopietz: Danke, Herr Landeshauptmann. - Die 1. Zusatzfrage kommt von Herrn Abg Mag Gudenus. Ich ersuche darum.

Abg Mag Johann Gudenus, MAIS (Klub der Wiener Freiheitlichen): Guten Morgen, sehr geehrter Herr Landeshauptmann!

Zuerst einmal darf ich sagen, dass ich sehr entzückt und erfreut bin, dass Sie auf die Frage überhaupt antworten und dass die Frage zugelassen wurde. Denn unsere heutige Dringliche Anfrage zu diesem Thema wurde ja aus eher fadenscheinigen juristischen Gründen vom Herrn Landtagspräsidenten nicht zugelassen. (Abg Kurt Wagner: Juristische Gründe sind nicht fadenscheinig!) Wir hatten ja vor, heute eine Dringliche Anfrage zu dem Thema einzubringen: Sind türkische Schulen wirklich der richtige Weg zur besseren Integration?

Präsident Prof Harry Kopietz (unterbrechend): Herr Abgeordneter, kommen Sie bitte zur Frage!

Abg Mag Johann Gudenus, MAIS (fortsetzend): Diese Dringliche Anfrage wurde von Ihnen, Herr Landtagspräsident, nicht zugelassen. Wir hätten einige wichtige Fragen gehabt, ich darf hier eine Frage herausnehmen. Man merkt ja, Sie rudern mittlerweile zurück von Ihrem Gedanken, mit türkischen Schulen hier in Wien zu spielen, weil Sie jetzt auch in der medialen Diskussion merken, dass das wahrscheinlich eher ein Schritt zur Desintegration als zur Integration wäre.

Meine Frage lautet auch im Hinblick auf den Integrationsmonitor, der erst vor einigen Tagen sein Ergebnis vorgelegt hat: Sind Sie der Meinung, dass die Maßnahmen und die Bemühungen zur Integration vor allem im Bildungsbereich in Wien in den letzten Jahren gefruchtet haben?

Präsident Prof Harry Kopietz: Herr Landeshauptmann.

Lhptm Dr Michael Häupl: Ich habe mich ja nicht in die Kompetenz des Landtagspräsidenten einzumischen - das ist eine Entscheidung, die von ihm zu treffen ist (Abg DDr Eduard Schock: Eine Fehlentscheidung!) -, aber ich darf ein bisschen darauf hinweisen, dass das schon ein bemerkenswertes Licht auf Ihr Rechtsverständnis wirft, dass Sie ein Rechtsgutachten des Verfassungsdienstes als „fadenscheinige" Rechtsargumente bezeichnen. (Abg DDr Eduard Schock: Und die mündliche Anfrage geht?) 

Also nicht böse sein (Abg DDr Eduard Schock: Das ist der Beweis, dass es eine Fehlentscheidung ist!): Abgesehen davon, dass Sie schon fast ein Jahr lang oder ein dreiviertel Jahr lang dieses Rechtsgutachten kennen, ist es ja Ihr Problem, wenn Sie haarscharf entlang von dem auch argumentieren. Also stellen Sie Ihre Anfragen gescheiter, dann kommen Sie aus dieser Rechtssituation auch entsprechend heraus. (Abg DDr Eduard Schock: Und die mündliche Anfrage? Wieso geht die? Willkür war das!) Aber ich bin auch nicht Ihr Ratgeber, also ...

Präsident Prof Harry Kopietz (unterbrechend): Herr Klubvorsitzender, ich bitte, von Ihren Zwischenrufen Abstand zu nehmen. Lassen Sie den Herrn Landeshauptmann antworten.

Lhptm Dr Michael Häupl (fortsetzend): Nun zur Sache selbst: Ich muss mich vorhin irgendwie missverständlich ausgedrückt haben. Ich habe nicht gefordert, dass türkische Schulen errichtet werden, denn selbstverständlich bin auch ich der Auffassung, dass rein türkische Schulen keine Maßnahme zur Integration, sondern zur Desintegration wären. 

Im Gegensatz zu der etwas nebulosen Pressekonferenz, die der türkische Botschafter mit Ihrem Bundesparteivorsitzenden - gleichzeitig auch Wiener Landesparteivorsitzender und sonst noch irgendwelcher Vorsitzender - gemacht hat, war das eine sehr klare Botschaft, nämlich die Botschaft gerade an unsere türkische Community: Lernt Deutsch! Das war die wesentliche Botschaft dabei, und das ist auch in nahezu allen Medien entsprechend herausgekommen. (StR Johann Herzog: Das ist kühn!) 

Ja, selbst wenn man die APA liest, war das vollkommen klar: Die Botschaft war „Lernt Deutsch". Ich bin sehr froh darüber, dass ein türkischer Botschafter neben mir sitzt ... (Abg Mag Wolfgang Jung: Nein, die Botschaft war ...!) Ja, für Sie nicht, weil Sie es nicht hören wollen. (StR Johann Herzog: ... türkische Privatschulen!) Weil Sie es nicht hören wollen! 

Es ändert jetzt trotzdem nichts an der Tatsache: Das war die Botschaft. Und ich bin sehr froh darüber, dass ein türkischer Botschafter neben mir sitzt und sagt: Jawohl, er ist dieser Auffassung und fordert die gesamte türkische Community auf - egal, ob sie nun österreichische Staatsbürger sind oder nicht -: Lernt Deutsch! Das halte ich für sehr gut. (Beifall bei der SPÖ. - StR Johann Herzog: Aber in türkischen Schulen!)
Darüber hinaus: Auf eine Zusatzfrage, ob ich mir eine türkische Schule vorstellen kann, sagte ich: Wir haben in Wien bereits fremdsprachige Schulen wie etwa das Lycée Français, wie die American School - die American School ist ein bisschen anders organisiert - oder die Komensky-Schule, die Privatschulen sind, die völlig anders finanziert sind und die selbstverständlich auch die notwendigen in deutscher Unterrichtssprache unterrichteten Gegenstände haben, weil sie sonst kein Öffentlichkeitsrecht bekommen. Wenn der türkische Staat so etwas auch zahlt, dann kann ich mir das durchaus vorstellen. Aber das ist nicht unser Anliegen, sondern unser primäres Anliegen ist, dass die jungen Leute in einer Schule Deutsch lernen, und das ist eine Grundvoraussetzung dafür. (Abg Mag Wolfgang Jung: Wenn der türkische Staat zahlt!) 

Jetzt weiß ich schon, Sie hätten sich das alles, diese ganze Frage und die ganzen Spompanadeln, ersparen können, wenn Sie beispielsweise in einem Medium, das man nicht gerade als sozialdemokratisches Leitmedium bezeichnen kann - nämlich „Die Presse" -, nachgelesen hätten. Da ist am 13. April ein sehr differenzierter Artikel erschienen, der auch sehr klar gemacht hat, was die einzelnen Positionen dazu sind. 

Aber ich verstehe schon, es ist eben Wahlkampf. Da ist eine differenzierte Sicht der Dinge nicht möglich, sondern da behauptet man etwas und drischt darauf hin. Ja, ich nehme es zur Kenntnis. (Beifall bei der SPÖ.) 

Präsident Prof Harry Kopietz: Danke, Herr Landeshauptmann. - Die 2. Zusatzfrage stellt Frau Abg Jerusalem. Ich ersuche darum.

Abg Susanne Jerusalem (Grüner Klub im Rathaus): Herr Landeshauptmann!

Wir können jetzt vielleicht fortsetzen auf der Ebene der differenzierten Sicht der Dinge. Denn tatsächlich ist es ja so, dass die Kinder mit einem türkischen Familienhintergrund größere Sprachprobleme mit dem Deutschen haben als andere Kinder, die auch andere Muttersprachen haben. Sie haben also wirklich die größten Probleme, man hat sich natürlich die Frage gestellt: „Warum ist das so?" und ist draufgekommen: Dass die türkischen Großeltern und die türkischen Eltern vielfach dazu übergegangen sind, das Türkische abzulegen und Deutsch zu sprechen, ist der Kern des Problems. Sie haben mit ihren Kindern nicht mehr in der Muttersprache gesprochen, sondern in einem sehr schlechten Deutsch.

Die Botschaft „Lernt Deutsch" ist für diese Menschen die falsche, weil sie es falsch verstehen. Ich meine, die Botschaft müsste lauten: Sprecht mit euren Kindern in der Muttersprache, damit sie die Chance haben, darauf aufbauend gutes Deutsch zu lernen.

Präsident Prof Harry Kopietz (unterbrechend) Frau Abgeordnete, Sie haben noch 40 Sekunden Zeit für die Frage.

Abg Susanne Jerusalem (fortsetzend): Meine Frage lautet daher: Können Sie sich vorstellen, dass die Muttersprache der Kinder verpflichtend unterrichtet wird?

Präsident Prof Harry Kopietz: Herr Landeshauptmann.

Lhptm Dr Michael Häupl: Zunächst einmal: Wo wir übereinstimmen, ist die Analyse. Da hätte es jetzt gar nicht so sehr des türkischen Beispiels bedurft, man kennt das ja auch von früher. Die erste größere Einwanderungswelle, die wir in Österreich hatten, war nach dem berühmten Ungarn-Aufstand gegen die kommunistische Diktatur in Ungarn, und da könnte uns unser Kulturstadtrat ja schon aus seiner eigenen Familie erzählen, wie man sozusagen zwei Sprachen nicht kann, nämlich eigentlich die eigene ursprüngliche und die neue auch nicht. 

Daher ist es überhaupt keine Frage: Ich meine auch, dass das Angebot, die eigene Sprache entsprechend zu lernen - die Muttersprache, wenn man das so sagen will -, natürlich ein richtiges ist. Das teile ich so weit. Wovon ich nichts halte, ist der Zwang dazu. Ich habe schon seinerzeit nichts davon gehalten, dass man Zwangskurse für Deutsch macht; ich halte jetzt von Zwangskursen oder verpflichtenden Kursen für Türkisch auch nichts. 

Wir haben hingegen ein großes Angebot im ganz normalen Regelunterricht in Wien, was Sie mit Sicherheit mindestens so gut wie ich wissen. 40 Prozent der jungen Leute nehmen heute diesen Unterricht in Anspruch, also Türkisch auch in Anspruch. Das ist, so denke ich, immerhin etwas. Die Tendenz dazu ist steigend, und selbstverständlich werden wir die Angebote so richten können, dass jeder, der das will und dieses Angebot in Anspruch nehmen will, es auch erreichen kann. Das heißt, es muss niemand abgewiesen werden, weil keine Plätze oder keine Lehrer da sind oder sonst etwas fehlt. 

Das gilt im Übrigen nicht für Türkisch allein. Wir haben 131 Schulstandorte, wo dieses Angebot den jungen Leuten gemacht wird, in den verschiedensten Sprachen. Es besteht also sehr wohl die Möglichkeit, auf der Ebene der Freiwilligkeit und der Ebene des Angebots auch die eigene Sprache zu lernen. 

Präsident Prof Harry Kopietz: Danke, Herr Landeshauptmann. - Die 3. Zusatzfrage stellt Herr Abg Dr Wolf. Ich ersuche darum.

Abg Dr Franz Ferdinand Wolf (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Herr Landeshauptmann!

Die Diskussion entlang der juristischen Grenzziehungen bringt mich in meiner Fragestellung zu etwas Grundsätzlicherem, nämlich zur Schulorganisation. Können Sie sich vorstellen, dass im Zuge der Verwaltungsreform, wo es um Einsparungen geht, Sie dafür eintreten, dass die Landesschulräte abgeschafft werden und die Schulverwaltung neu organisiert wird?

Präsident Prof Harry Kopietz: Herr Landeshauptmann.

Lhptm Dr Michael Häupl: Ich denke, dass man, was die Schulorganisation betrifft, in der Thematik der Verwaltungsreform durchaus weiter gehen und konkreter werden kann. Wir sind zur Zeit auch auf der Ebene der Landeshauptleute in einer Diskussion, und ich hoffe, dass wir in absehbarer Zeit auch in einer öffentlichen Diskussion darstellen können, welche ganz konkreten Vorschläge seitens der Länder kommen.

Denn eines ist mit Sicherheit richtig: Die Diskussion erschöpft sich weder darin, dass man aus Landesschulräten dann Landesbildungskommissionen, ‑bildungszentren oder was immer sonst macht oder dass genau definiert wird, was eigentlich noch dahinter steht in dem ewigen und leidigen Streit, wer die Lehrer bezahlt, was übrigens ohnehin entschieden ist: Die Lehrer zahlt der Bund, es geht in Wirklichkeit nur darum, wer die so genannten Pflichtschullehrer einstellt und wer dann folgerichtig die Direktoren bestellt. Das ist die Fragestellung, die tatsächlich dahinter steht, und eigentlich nicht, wer sie bezahlt.

Diese Diskussion führt also zu der Situation, die wir heute haben. Das empfinden alle als unbefriedigend, und ich hoffe sehr - es ist hier jetzt nicht Ort und Zeit dafür, eine zwischen den Ländern stattfindende Diskussion wiederzugeben, oder noch nicht Ort und Zeit dafür -, dass wir Vorschläge unterbreiten können, die tatsächlich dem gerecht werden, was wir hier auch wollen, nämlich Gelder disponibler zu machen, dass sie wesentlich mehr in Lehrinhalte und in Didaktik gesteckt werden können und nicht in die Organisation.

Präsident Prof Harry Kopietz: Danke, Herr Landeshauptmann. - Die 4. Zusatzfrage stellt Herr Abg Mag Gudenus. Ich ersuche darum.

Abg Mag Johann Gudenus, MAIS (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrter Herr Landeshauptmann! 

Sie haben jetzt wieder die Forderung an die Zuwanderer betont: Bitte, lernt Deutsch! Das war ja nicht immer so eindeutig von Seiten der SPÖ in Wien, dass hier Deutsch zu lernen ist, als Bringschuld der Zuwanderer.

Wenn Sie für diese Forderung auch konsequent eintreten, dann frage ich Sie, ob Sie sich vorstellen können, in den Wiener Pflichtschulen nicht nur als Unterrichtssprache Deutsch zu haben, sondern auch als Pausen- und Verkehrssprache, nicht nur im Unterricht, sondern auch auf Schullandwochen, Skikursen und in der Pause.

Präsident Prof Harry Kopietz: Herr Landeshauptmann.

Lhptm Dr Michael Häupl: Wie Sie - hoffe ich jedenfalls - wissen, ist die Unterrichtssprache nach österreichischem Recht und Gesetz Deutsch. Darüber, was einer in der Disco, in der Pause, auf der Straße oder sonstwo redet, werde ich keine Vorschriften machen. (StR Johann Herzog: Das war nicht die Frage!) Da werde ich keine Vorschriften machen!

Ich sage Ihnen ganz offen, für alles, was eine Schulveranstaltung ist und was Schule ist, ist die Unterrichtssprache Deutsch. Aber auf der anderen Seite habe ich diese ... (StR Johann Herzog: In der Pause, war die Frage! Nicht irgendwo in der Disco! In der Pause!) Ja, das weiß ich schon, das habe ich ja gerade beantwortet! Ich habe gerade geantwortet, dass ich keine Vorschrift machen werde in der Disco, auf der Straße, auch in der Pause nicht. Das ist keine Unterrichtsveranstaltung! (Beifall bei der SPÖ.)
Aber ich würde mir ja sehr wünschen, dass wir uns zumindest einmal über den allgemeinen Grundsatz einig werden, dass Sprachkenntnisse ein ganz positives Asset sind, etwas, was heute eine Grundvoraussetzung dafür ist, dass man auch in einem internationalen Wettbewerb am Arbeitsmarkt bestehen kann. Warum dann ausgerechnet Sprachen wie Türkisch von dem Ganzen ausgegrenzt werden sollen, das werden Sie mir wahrscheinlich irgendwann erklären, und ich verspreche Ihnen, ich werde versuchen, es zu verstehen. (Beifall bei der SPÖ.)
Präsident Prof Harry Kopietz: Danke, Herr Landeshauptmann. - Wir kommen damit zur 3. Anfrage (FSP - 01460-2010/0001 - KGR/LM). Sie wurde von Frau Abg Claudia Smolik gestellt und ist an den Herrn amtsführenden Stadtrat der Geschäftsgruppe Bildung, Jugend, Information und Sport gerichtet. [Am 31. März 2010 endete die Stellungnahmefrist zum Bundesgesetz über die Grundsätze für Hilfen für Familien und Erziehungshilfen für Kinder und Jugendliche (Bundes-Kinder- und Jugendhilfegesetz - B‑KJHG 2010). Welche Schwerpunkte hat das Land Wien bei seiner Stellungnahme zu diesem zweiten Entwurf des B‑KJHG gesetzt?]
Herr Stadtrat, ich ersuche um Beantwortung.

Amtsf StR Christian Oxonitsch: Sehr geehrte Frau Abgeordnete! Sehr geehrter Herr Präsident! Meine sehr verehrten Damen und Herren!

Die Initiative, bundeseinheitliche Qualitätsstandards für den Bereich der Kinder- und Jugendwohlfahrt beziehungsweise der Kinder- und Jugendhilfe einzuführen, wird grundsätzlich von meiner Seite, aber grundsätzlich auch von vielen Bundesländern einmal positiv befürwortet. Denn ich denke, es ist gut, richtig und wichtig, dass sich die Kinder- und Jugendhilfe letztendlich immer wieder an neuen Qualitätsstandards orientiert, dass sich die Kinder- und Jugendhilfe natürlich - so wie sich Pädagogik, so wie sich Sozialarbeit, so wie sich Sozialpädagogik weiterentwickelt - immer auch von den gesetzlichen Rahmenbedingungen her weiterentwickelt. 

Es hat deshalb das Amt der Wiener Landesregierung den aktuellen Entwurf zum Bundes-Kinder- und Jugendhilfegesetz 2010 grundsätzlich auch positiv gewürdigt. Denn es wurde insbesondere positiv hervorgehoben, dass der Entwurf österreichweit einheitliche und moderne sozialarbeiterische und sozialpädagogische Standards festschreiben will. Natürlich gibt es hier, nicht zuletzt auf Grund der regionalen Gegebenheiten, sehr große Unterschiede, und diese werden, wie immer bei solchen Diskussionen, dann natürlich auch entsprechend offensichtlich. Denn viele der Standards, die wir in Wien im Bereich der Jugendwohlfahrt bereits haben, finden in vielen Bundesländern nach wie vor nicht den entsprechenden gesetzlichen Rahmen. 

Vor allem wurden seitens des Amtes der Wiener Landesregierung folgende Bereiche positiv hervorgehoben: einerseits das Vier-Augen-Prinzip im Gefährdungsabklärungsverfahren, in der Erstellung des Hilfeplanes, im Bereich der Dokumentation - auch ein ganz wichtiger und wesentlicher Bereich, nicht zuletzt im Interesse der Sozialpädagoginnen und Sozialpädagogen, aber auch für Sozialarbeiterinnen und Sozialarbeiter ein ganz wichtiger und wesentlicher Bereich -, im Bereich der psychosozialen Verschwiegenheit bei gleichzeitiger Festschreibung eines Transparenzgebotes in der Kinder- und Jugendhilfe, und nicht zuletzt auch in den Partizipationsrechten von Kindern und Jugendlichen.

Erfreulich ist, dass einige dieser Anregungen des Amtes der Wiener Landesregierung zu Detailbestimmungen auch in den nun vorliegenden zweiten Entwurf übernommen wurden. Erfreulich ist weiters, dass letztendlich auch bestehende Rechtsunklarheiten bereinigt wurden, vor allem auch die Terminologie modernisiert wurde und überdies der Präventionsgedanke in der Kinder- und Jugendhilfe letztendlich betont wurde.

Wir haben aber in diesem Zusammenhang nach wie vor auch einige Kritikpunkte. Das richtet sich in erster Linie dahin, dass zwei wesentliche Grundsätze einer modernen Kinder- und Jugendhilfe im Entwurf keine Berücksichtigung fanden, nämlich das Prinzip der besonderen Berücksichtigung von Gender-Aspekten sowie auch das Prinzip der Diversität. Das für die Wiener Kinder- und Jugendhilfe besonders wichtige sozialpädagogische Instrument der niederschwelligen Betreuung wurde nicht explizit in den Entwurf aufgenommen - ganz wichtig, weil gerade in diesem Bereich wir in Wien ja immer wieder österreichweit eine besondere Vorreiterrolle haben. Auch das Angebot vorbeugender therapeutischer Hilfen - ebenfalls ein ganz wesentlicher Bereich eines modernen Jugendhilfegesetzes -, die sich im derzeit schon geltenden Grundsatzgesetz findet, wurde letztendlich leider nicht wieder aufgenommen.

Für den äußerst komplexen und kinderschutzrelevanten Bereich der internationalen Adoption fordert das Land Wien bereits seit Längerem die Errichtung einer zentralen Stelle für internationale Adoptionen. Diese Stelle müsste letztendlich auch die Möglichkeit besitzen, die Rechtmäßigkeit von internationalen Adoptionen bereits im Vorfeld auch im Bereich des Herkunftsstaates zu prüfen. Der Entwurf regelt in diesem Bereich leider nur die Zuständigkeiten der Kinder- und Jugendhilfeträger, welche aus Sicht des Landes Wien vor allem bei Adoptionen aus Ländern, die nicht dem Haager Adoptionsschutzübereinkommen beigetreten sind, nicht über ausreichende Instrumente verfügen, den rechtmäßigen Ablauf von Adoptionsprozessen in den Herkunftsländern zu beurteilen.

Die Möglichkeit, dass die Angebote der Kinder- und Jugendanwaltschaften auch anonym und vertraulich in Anspruch genommen werden können, wurde leider nicht explizit ins Gesetz aufgenommen. Ich halte es für sehr, sehr wichtig, dass man hier immer auch die Möglichkeit bietet, dass Menschen in sehr schwierigen Situationen, in Situationen, in denen sie Gefährdungen der verschiedensten Art ausgesetzt sind oder sich ausgesetzt fühlen, auch die Möglichkeit haben, sich in anonymen und vertraulichen Gesprächen an unabhängige Institutionen zu wenden. Leider wurde auch das nicht im entsprechenden Gesetz festgeschrieben. 

Der Entwurf verwendet außerdem nach wie vor den aus unserer Sicht nicht mehr zeitgemäßen Terminus der Unterbringung, welcher aus Sicht der Wiener Jugendwohlfahrt als nicht mehr zeitgemäß erachtet wird und durch den Terminus Betreuung in sozialpädagogischen Wohngemeinschaften beziehungsweise Betreuung bei Pflegeeltern entsprechend zu ersetzen wäre. Bei der Begriffsbestimmung der nahen Angehörigen in § 4 Z 6 sollte das Eingetragene Partnerschaftsgesetz aus unserer Sicht ebenso berücksichtigt werden. 

Abschließend möchte ich bemerken, dass wir natürlich sehr froh darüber sind, dass die Wiener Jugendwohlfahrt die erwähnten Standards vor allem in Dingen im Bereich des Abklärungsverfahrens und der Hilfeplanung, also ganz wesentlicher Handlungsfelder der Jugendwohlfahrt in Österreich, bereits erfüllt und die im Entwurf festgeschriebenen Standards teilweise federführend gerade auch im Entstehungsprozess mitentwickelt hat. Neun Bundesländer ergeben aber letztendlich neun unterschiedliche Sichtweisen, daher werden wir sehen, wie sich diese Verhandlungen in weiterer Folge darstellen werden.

Präsident Prof Harry Kopietz: Danke, Herr Stadtrat. - Die 1. Zusatzfrage wird von Frau Abg Smolik gestellt. Ich ersuche darum.

Abg Claudia Smolik (Grüner Klub im Rathaus): Herr Stadtrat! 

Vielen Dank für die Antwort. Sie haben sich in Ihrer Antwort schon auf die Qualitätsstandards bezogen; jetzt ist ja in diesem zweiten Entwurf bei den Personalstandards und den Anforderungen ans Personal nur die Rede von fachlichen Standards, und von einem einheitlichen Personalschlüssel sind wir auch weit entfernt, dass das normiert wird. Es gibt gerade von den Menschen, die in diesen Berufen tätig sind, aber auch von den Kinder- und Jugendanwaltschaften ganz klar die Forderung, dass es weitergehende fachliche Standards in diesem Gesetzentwurf geben soll, um in der Jugendwohlfahrt zu Verbesserungen zu kommen, aber auch genau dieser Personalschlüssel vorkommen soll. 

Wie hat sich Wien in der Stellungnahme zu diesen beiden Fragen positioniert?

Präsident Prof Harry Kopietz: Herr Stadtrat.

Amtsf StR Christian Oxonitsch: Dass grundsätzlich natürlich gerade auch Fragen des Personalschlüssels, Fragen der entsprechenden Betreuungsqualität in einer historischen Tradition von neun Bundesländern sehr unterschiedlich gesehen werden, ist klar. Daher haben wir auch sehr maßgeblich für jene Punkte, die aus Sicht des Amtes der Wiener Landesregierung einer klaren gesetzlichen Bestimmung bedürfen, letztendlich auch im Interesse der Wiener Jugendwohlfahrt darauf Bezug genommen. Denn wir kennen das durchaus, und das zeigen auch die Reaktionen der Bundesländer darauf. Es haben sich ja Bundesländer bereits im Konsultationsmechanismus gerade auch mit ihren Bedenken betreffend die steigenden Kosten, die für Wien nicht relevant sind, weil wir bereits entsprechende Qualitätsstandards haben, zu Wort gemeldet. 

Persönlich beziehungsweise inhaltlich begrüßen wir natürlich diese Festschreibung. Wir müssen aber auch zur Kenntnis nehmen - und das ist eben immer wieder in Verhandlungsprozessen zwischen Bundesländern so -, dass es stets um die Frage geht, welche gemeinsamen Kompromisse erzielt werden können, auch im Interesse einer stufenweise Weiterentwicklung in anderen Bundesländern in diesen Bereichen. Ich nenne hier nur den Bereich des Vier-Augen-Prinzips: Will man so etwas haben oder nicht? Will man hier letztendlich zusätzliche Qualitätsstandards haben oder nicht? 

Hier ist der Kompromiss nicht immer ein Maximalkompromiss, der erzielt werden kann. Daher haben wir uns in unserer unmittelbaren Stellungnahme davon enthalten, weil wir feststellen können, dass gegen jene Standards, die wir in Wien gerade auch im Bereich des Personalschlüssels, gerade auch im Bereich des Abklärungsverfahrens haben, einige Bundesländer leider nach wie vor ihre Bedenken anmelden, in erster Linie aus der Kostensicht. (Beifall bei der SPÖ.)
Präsident Prof Harry Kopietz: Danke, Herr Stadtrat. - Die 2. Zusatzfrage stellt Frau Mag Anger-Koch. Ich ersuche darum.

Abg Mag Ines Anger-Koch (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrter Stadtrat!

Eine Frage noch zu diesem Entwurf: Welche Maßnahmen will das Land treffen, um die Vorgaben des Bundes-Kinder- und Jugendhilfegesetzes dann in Wien entsprechend umzusetzen?

Präsident Prof Harry Kopietz: Herr Stadtrat.

Amtsf StR Christian Oxonitsch: Wie bereits gesagt, im laufenden Diskussionsprozess hat sich gezeigt, dass wir in Wien, gerade was die Standards der Kinder- und Jugendhilfe oder der Jugendwohlfahrt betrifft, eigentlich Vorreiter in vielen Bereichen sind. Gerade auch aktuelle Diskussionen, die immer in die entsprechende Öffentlichkeit kommen, sind hier in Wien bereits Standard, sind gang und gäbe. Ein wesentlicher Bereich - ich habe ihn eingangs schon erwähnt - ist die Frage der Dokumentation, die Frage eines wirklichen Vier-Augen-Prinzips, die Frage eines entsprechenden Nothilfeplans. 

All das ist bereits Standard in Wien, aber hier klaffen durchaus noch Welten zwischen den Standards, die wir in Wien haben, und den Bundesländern auseinander. Ich denke auch an den eingangs erwähnten Bereich des niederschwelligen Angebotes. Ich glaube, dass es hier österreichweit einheitliche Standards geben sollte. Aber wir haben uns zu diesem Entwurf grundsätzlich positiv geäußert, weil wir eben glauben, dass Verbesserungen immer Verbesserungen sind, so klein sie letztendlich auch sein mögen. Daher unterstütze ich natürlich auch diese einheitlichen Rahmenbedingungen.

Wir haben uns nicht zuletzt mit unseren Aufstockungen im Bereich des Personals, mit der Schaffung von zusätzlichen Betreuungsmöglichkeiten von Kindern und Jugendlichen im Bereich von Wohngemeinschaften, aber auch Krisenzentren, und den vorbereitenden Arbeiten für die Errichtung einer sozialpsychiatrischen Wohngemeinschaft, aber auch einer niederschwelligen Betreuungseinrichtung für Jugendliche in Wien - die Vorbereitungen dafür laufen bereits - auf alle Notwendigkeiten entsprechend vorbereitet, um für den Fall, dass es zu diesen von uns begrüßten einheitlichen Standards kommt, entsprechend alle Grundlagen und Auflagen zu erfüllen.

Präsident Prof Harry Kopietz: Danke, Herr Stadtrat. - Wir kommen zur 4. Zusatzfrage, da die 3. Zusatzfrage zurückgezogen wurde, und ich erteile Frau Abg Smolik das Wort.

Abg Claudia Smolik (Grüner Klub im Rathaus): Es ist schade, dass dieses sehr weitreichende Gesetz, das auch für die Wiener Kinder und Jugendlichen sehr wichtig sein wird, offensichtlich zu so wenigen Fragen anregt. 

Ich habe schon noch eine Frage, weil Sie die Frage, wie sich Wien bezüglich dieser weitergehenden fachlichen Standards äußert, für mich ein bisschen unbefriedigend beantwortet haben. Hat die Stadt Wien auch in ihrer Stellungnahme schriftlich dargelegt, dass Wien für die Festschreibung ist, wer in welchen Berufsgruppen in diesem Bereich arbeiten soll? 

Im Gesetz ist ja auch von sonstigen Mitarbeitern beziehungsweise von sonstigen Ausbildungen die Rede, die nicht den Anforderungen einer Kinder- und Jugendwohlfahrtsreform entsprechen. Hat die Stadt Wien ganz klar festgelegt, welche Qualifikationen sie im Personalbereich auch einfordern würde? Und ist es richtig, dass die Stadt Wien sich dagegen ausgesprochen hat, dass die Leistungen für Jugendliche bis 21 Jahre ausgedehnt werden, wie im Gesetz im § 29 festgeschrieben?

Präsident Prof Harry Kopietz: Herr Stadtrat.

Amtsf StR Christian Oxonitsch: Wir haben hier Bedenken angemeldet, das ist richtig, auf der einen Seite, wir haben aber auf der anderen Seite auch zu all diesen Fragen weiterhin unsere Gesprächsbereitschaft signalisiert. Wir werden das auch weiterhin tun. Wir stehen durchaus immer wieder - und ich kann nur nochmals darauf hinweisen - in der Diskussion darüber: Will man hier schrittweise Verbesserungen erzielen, will man einen Kompromiss, der letztendlich vom Bodensee bis zum Neusiedler See gilt, erzielen? 

Wir wollen das, denn ich denke, dass gerade die sehr unterschiedlichen Standards in den Bundesländern in diesem Bereich es notwendig machen, wirklich qualitätvolle Schritte, die wir in Wien bereits seit vielen Jahren praktizieren, auch in den Bundesländern entsprechend umzusetzen. Wir haben uns daher in diesen Gesprächen sehr positiv dazu geäußert. 

Wir müssen aber auch zur Kenntnis nehmen, dass es Bundesländer gibt, die derzeit bereits den Konsultationsmechanismus ausgelöst haben, mit den jetzt schon zu erwartenden Mehrkosten. Wir werden den letzten Entwurf entsprechend begutachten und dann die weiteren Schritte festlegen: Können wir diesem österreichweiten Kompromiss entsprechend zustimmen, im Sinne einer Verbesserung der Jugendhilfe in Gesamtösterreich, oder sind für uns jene Standards, die hier festgeschrieben werden, zu verwaschen, zu allgemein und nicht wirklich eine Qualitätsverbesserung? 

Wir werden sehen, aber ich hoffe, dass wir zumindest in kleinen Schritten - nicht aus der Wiener Sicht, aber für viele Bundesländer sind es damit große Schritte im Bereich der Qualitätsverbesserung - zu einem entsprechenden gemeinsamen Entwurf kommen können, da sich viele Sozialpädagoginnen und Sozialpädagogen, Sozialarbeiterinnen und Sozialarbeiter vor allem auch in den Bundesländern diese Unterstützung von uns erwarten. (Beifall bei der SPÖ.)

Präsident Prof Harry Kopietz: Danke, Herr Stadtrat. - Wir kommen damit zur 4. Anfrage (FSP - 01458-2010/0001 - KVP/LM). Sie wurde von Herrn Abg Dr Wolfgang Ulm gestellt und ist an die Frau amtsführende Stadträtin der Geschäftsgruppe Integration, Frauenfragen, KonsumentInnenschutz und Personal gerichtet. [Werden Sie einen Gesetzesentwurf vorlegen, in welchem eine Genehmigungspflicht für Bordelle und bordellähnliche Einrichtungen in Wien („Wiener Bordellgesetz“), wie in anderen Bundesländern bereits üblich, vorgesehen ist?]
Bitte, Frau Stadträtin.

Amtsf StRin Sandra Frauenberger: Danke schön. - Auch von meiner Seite her einen schönen guten Morgen!

Womit beginne ich bei dieser Frage? Vielleicht beginne ich einmal damit, dass ich an Ihren Presseaussendungen erkennen konnte, dass Sie hier einige Bereiche vermischen. Da ich aber weiß, dass Sie sehr, sehr kompetent sind, wundert mich diese Vermischung. Ich werde einmal in einem ersten Teil ein paar Dinge klarstellen, wo man jetzt schon sagen kann, dass das im Wiener Prostitutionsgesetz schon geregelt ist. Dann können wir wahrscheinlich anhand von ein paar Fragen auch miteinander besprechen, was Ihrer Meinung nach noch zu tun ist und wo wir uns vielleicht doch finden. 

Ich möchte aber, weil wir auch letztes Mal im Landtag schon das Thema der Prostitution an sich diskutiert haben, gleich vorweg sagen, dass ich es für falsch halten würde, wenn wir hier Verunsicherung betreiben - Verunsicherung darüber, was nun tatsächlich gilt und was nicht gilt, was geregelt ist und was nicht geregelt ist, was man strafen kann, was man nicht strafen kann -, und hier nicht den Eindruck erwecken würde, dass es einen Zustand umfasst oder ein Thema umfasst, das ein ungeregeltes Thema ist.

In den Presseaussendungen ist ausdrücklich festgehalten, dass die Sicherstellung der selbstständigen Berufsausübung der Prostituierten ein Thema ist, das Sie sich auch im Zusammenhang mit der Auseinandersetzung zum Bordellgesetz angeschaut haben. Da muss man sagen, dass die Zuständigkeit für diese Sicherheit, für diese Rechtsmaterie eine ist, die im Bund liegt, wo das Bundesministerium für Justiz sich auch immer wieder damit auseinandersetzt und wo es natürlich darum geht, auch darüber zu diskutieren: Fällt die Sittenwidrigkeit ins Zivilrecht oder tut sie das nicht?

Die rechtliche Bekämpfung von Zuhälterei und Menschenhandel sowie anderer Kriminalität in der Rotlichtszene fällt nicht in die Zuständigkeit eines Landesgesetzes - das ist, glaube ich, an dieser Stelle auch wichtig -, sondern das gehört ins Sicherheitspolizeigesetz, ins Strafgesetzbuch oder in die Strafprozessordnung. Der Gesundheitsschutz ist auch bundesrechtlich geregelt, hier übernimmt ja die STD-Ambulanz die Aufgaben, die wir vom Bund sozusagen zugeteilt bekommen. Die Überprüfung, ob die Kontrollen tatsächlich stattfinden oder nicht, macht die Polizei, und zwar anhand der Kontrollkarten, die die Prostituierten ausgeteilt bekommen. 

Es ist auch falsch, dass die Prostitution in Gebäuden oder in Teilen davon in Wien nicht geregelt ist. Wie schon gesagt, ist es vielmehr so, dass im § 5 Abs 1 des Wiener Prostitutionsgesetzes die Ausübung der Prostitution in Wohnungen verboten ist. Das Verbot gilt auch für andere Räume eines Gebäudes, wenn sie keinen unmittelbaren und gesonderten Zugang von einer öffentlichen Verkehrsfläche aufweisen oder wenn das Gebäude innerhalb der so genannten Schutzzonen - um das jetzt einmal kurz zu fassen und nicht den Gesetzestext komplett zu zitieren - liegt. 

Das ist die eine Sache; die andere Sache ist die, dass wir uns natürlich auch immer wieder damit auseinandersetzen: Welche Vorschriften gibt es auch, um ein so genanntes Bordell zu führen, was sieht da das Prostitutionsgesetz vor? Da ist wiederum im § 5 Abs 5 alles im Zusammenhang der Vorschriften über die Sicherheitsvorkehrungen der zur Ausübung der Prostitution verwendeten Gebäude beziehungsweise Gebäudeteile geregelt. Das haben wir auch entsprechend erlassen. Konkret sind darin Ausstattungsvorschriften, Vorschriften betreffend Fluchtwege, Brandschutz und sonstige Sicherheitsbeleuchtungsgeschichten, Notausgänge, all das ist auch darin geregelt. Das hat die Stadt, der Magistrat erlassen.

Der AnrainerInnenschutz ist auch immer wieder so ein Thema, ob es jetzt im Zusammenhang mit der Straßenprostitution ist oder auch im Zusammenhang mit der Diskussion zu den Lokalen und Einrichtungen. Der AnrainerInnenschutz ist dabei zu gewährleisten. Das ist wiederum im § 4 des Prostitutionsgesetzes geregelt. Natürlich kann auch die Polizei einen Bescheid machen, der zusätzlich entweder örtliche Beschränkungen einzieht oder zeitliche Beschränkungen einzieht für die Anbahnung oder auch für die Ausübung, soweit das im Interesse der Öffentlichkeit und natürlich auch der AnrainerInnen ist. 

Aber man kann auch, wenn es von den AnrainerInnen her massive Beschwerden über immer wieder vorkommende Belästigungen gibt, hergehen und die Abwehr oder Beseitigung dieser störenden Missstände in getroffenen Anordnungen durchführen. Das kann man dann natürlich auch entsprechend ändern oder ergänzen. Die Polizei kann auch mit einem Bescheid sozusagen das Ausüben der Prostitution in Gebäuden untersagen, nämlich zum Schutz der Nachbarschaft - so steht es auch im Gesetz - oder wenn es zu einer unzumutbaren Belästigung kommt oder aus anderen Gründen, die eine öffentliche Rücksicht brauchen, im Besonderen alles im Zusammenhang mit dem Jugendschutz. 

Warum führe ich das in der Dimension aus? Ich führe es deshalb in der Dimension aus, um auch zu zeigen, dass es - im Gegensatz zu Ihrer Presseaussendung - so ist, dass bereits rechtliche Untersagungsmöglichkeiten für Bordelle und bordellähnliche Einrichtungen in dieser Stadt existieren und dass wir natürlich auch immer wieder in Verbindung und in gutem Kontakt mit der Polizei darauf achten, dass das entsprechend eingehalten wird. 

Die Polizei hat immer wieder die Situation, dass sie ein Zutrittsrecht durchsetzt - diese Durchsetzkraft hat sie auch - und dass sie jederzeit auch den Zutritt zu Grundstücken, Gebäuden, Containern, Fahrzeugen oder auch Gebäudeteilen bekommt, wo vermutet wird, dass eine rechtswidrige Anbahnung oder Ausübung der Prostitution tatsächlich stattfindet. Dieses Betretungsrecht gilt für Gebäude und Gebäudeteile gleich, ob diese als Bordelle bezeichnet werden oder nicht. Das ist, glaube ich, auch noch wichtig, weil wir ja gerade in der Debatte immer wieder diskutieren: Nein, das ist jetzt kein Bordell, und gilt dann dasselbe oder gilt das nicht? Auch wenn es nicht als Bordell bezeichnet ist, gelten hier dieselben Rechte. 

Ich möchte zusätzlich noch sagen, dass ich glaube, dass sozusagen eine Verlagerung, in welche Richtung auch immer, auf der einen Seite ein großes Risiko für die Prostituierten darstellt, sowohl sicherheitsmäßig als auch gesundheitlich, und dass gerade die Regelung rund um die Bordelle sehr sensibel angeschaut werden muss, damit wir keine Verlagerung in die Wohnungsprostitution bekommen. Denn das würde genau das unterstreichen, was ich vorhin mit großem Sicherheitsrisiko gemeint habe. Selbst wenn man das so regelt, wie Sie es sich vorstellen, bezweifle ich, dass der Schutz zustande kommt, oder könnten andere Abhängigkeitsverhältnisse entstehen. Ich befürchte, es könnte zum Teil sogar das Gegenteil erreicht werden.

Aber ich weiß auch, aus der Auseinandersetzung mit der Polizei, mit den AnrainerInnen, mit den Prostituierten selbst, mit meinen Magistratsabteilungen, die sich mit dem Gewerberecht auseinandersetzen, mit der MA 62, die mittlerweile einfach auch eine enorme Expertise gerade im Wiener Prostitutionsgesetz hat, dass wir da und dort durchaus einen Regelungsbedarf haben. Ich habe mir das einmal angeschaut, was zum Beispiel die Definition der Lokale an sich betrifft, die Beschränkungsmöglichkeiten, die Meldepflicht und die Genehmigungsverfahren, das Schließen solcher Lokale, aber in weiterer Folge auch die Bestrafungen bei Nichteinhaltung. Das sind Themen, die wir uns anschauen können. 

Da habe ich auch meiner MA 62 den Auftrag gegeben, hier zu prüfen, welche gesetzlichen Veränderungen es bräuchte. Ich möchte dem jetzt nicht vorgreifen, denn dort bin ich noch nicht, erwähne es aber, um Ihnen hier auch zu zeigen, dass es eine Auseinandersetzung gibt. Ich denke mir, da werden wir auch sehr bald schon ein paar Vorschläge auf dem Tisch haben. (Beifall bei der SPÖ.)
Präsident Prof Harry Kopietz: Danke, Frau Stadträtin. - Die 1. Zusatzfrage wird von Herrn Abg Dr Ulm gestellt. Ich ersuche darum.

Abg Dr Wolfgang Ulm (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrte Frau Stadträtin! 

Es freut mich, dass es da Auseinandersetzungen mit dem Thema gibt. Ich glaube auch, dass wir, was die politische Zielsetzung der zukünftigen Regelung betrifft, durchaus gleiche oder zumindest sehr ähnliche Vorstellungen haben. Die Frage ist jetzt: Wie schaut die Regelung aus, um diese politischen Ziele bestmöglich erreichen zu können?

Natürlich haben wir eine große Anzahl von Vorschriften, natürlich gibt es schon jetzt ein Prostitutionsgesetz. Aber ich behaupte, dass diese Vorschriften nicht ausreichend sind und dass jetzt, nämlich nach dieser Schwerpunktaktion der Polizei in der Rotlichtszene, der ideale Zeitpunkt wäre, um von Seiten der Stadt Wien einzuhaken und Regelungen zu erlassen, die eine Kriminalität in diesem Bereich erschweren.

Es kann kein Zufall sein, dass wir fünf Genehmigungsverfahren mit Bewilligungsverpflichtungen in den Bundesländern kennen; das ist in Vorarlberg, Tirol, Salzburg, der Steiermark und Kärnten der Fall. Wir haben in den drei restlichen Bundesländern, in Oberösterreich, Niederösterreich und im Burgenland, eine Anzeigepflicht für Bordelle und bordellähnliche Einrichtungen. Nur in Wien sieht es so aus, als würde man sich nicht für den Betreiber interessieren. 

Es gibt natürlich in den Bundesländern auch weniger Probleme mit der Kriminalität in diesem Bereich. Es ist nicht der ausschließliche Grund die Bewilligungspflicht, aber sicherlich auch, dass es dort ein Bewilligungsverfahren gibt und bei uns nicht.

Worum es mir geht, ist, dass man präventiv, also schon im Vorhinein ...

Präsident Prof Harry Kopietz (unterbrechend): Zur Frage, bitte.

Abg Dr Wolfgang Ulm (fortsetzend): ... mit einem Bewilligungsverfahren früher dran ist als nur - so wie es im Augenblick ist - im Nachhinein. Daher denke ich mir, dass das der Kern von neuen Vorschriften wäre, und frage Sie, wie Sie zur Bewilligungspflicht von solchen Lokalen grundsätzlich stehen.

Präsident Prof Harry Kopietz: Frau Stadträtin.

Amtsf StRin Sandra Frauenberger: Zuerst einmal ist der Vergleich mit den anderen Bundesländern in der Frage einer, den wir gemeinsam anstellen können. Es ist aber trotzdem schon auch so, dass das Wiener Prostitutionsgesetz ein sehr gutes Gesetz ist und wir hier in weiten Teilen, was die anderen Bundesländerregelungen betrifft, eigentlich ganz schnell in einer Verwechselungsgeschichte zwischen Äpfeln und Birnen drinnen sind.

Aber zu dem Passus der Bewilligung von Lokalen möchte ich gerne sagen, dass wir uns das alles anschauen können. Es gibt jedoch auch immer wieder die Debatte rund um die Zuverlässigkeitsprüfung, und zum Beispiel so eine Prüfung sehe ich nicht so positiv. Denn wir wissen auch, dass gerade Betreiber und Betreiberinnen von Bordellen meistens eine sehr hohe rechtliche Kenntnis haben, und wenn sie sie nicht haben, dann organisieren sie sich diese. Das heißt, es wäre eine falsche Erwartung, zu glauben, dass man über eine Zuverlässigkeitsprüfung von einem sehr gut beratenen Bordellbetreiber erwirken könnte, dass der eine Bewilligung doch nicht bekommen könnte.

Ganz im Gegenteil. Ich glaube, die würden alles dafür tun, um solche Prüfungen auch entsprechend einzuhalten. Ich bin aber bei Ihnen, dass wir natürlich auch von den Kontrollen der Polizei, aber auch von AnrainerInnenbeschwerden, auch von NGOs, die mit Prostituierten arbeiten, wissen, dass dort und da Probleme gewerberechtlicher Natur, sicherheitstechnischer Natur, et cetera auftreten. 

Die Frage ist: Wie kann man dem auch vorgreifen beziehungsweise wie kann man das organisieren, dass in Zukunft schon im Voraus eine Sicherheit da ist, dass all diese Punkte, die wir im Prostitutionsgesetz festgelegt haben, vielleicht auch noch festlegen werden, tatsächlich eingehalten werden? Damit setze ich mich gerade auseinander. Also auf Ihre Frage: Schauen wir es uns an. Also: Tu’ ich.

Präsident Prof Harry Kopietz: Danke, Frau Stadträtin. Wir kommen damit zur 2. Zusatzfrage, die von Herrn Abg Mag Kowarik gestellt wird.

Abg Mag Dietbert Kowarik (Klub der Wiener Freiheitlichen): Frau Landesrätin!

Wir haben ja schon letzte Fragestunde im letzten Landtag die Möglichkeit gehabt, darüber zu reden. Ich darf eine Anmerkung nur anbringen: Die Tatsache, dass sich jemand rechtlichen Beistand besorgen kann oder sich selbst rechtlich dann dementsprechend schulen kann, ist noch lange kein Grund, dass man keine Normen einführt. Also diese Konsequenz, die Sie da jetzt mitgeteilt haben, die kann ich nicht ganz verfolgen: Es besteht „die Gefahr“, dass sich der Betreiber dann einen Anwalt nimmt und dementsprechend brauchen wir gar keine Gesetze, um das verkürzt darzustellen.

Meine Frage ist aber eine andere. Sie haben jetzt durchklingen lassen, dass vielleicht doch eine Änderung des Wiener Prostitutionsgesetzes irgendwann einmal in Überlegung ist. Ich darf erinnern: In der letzten Landtagssitzung haben Sie auf meine Frage, ob wir eine Änderung oder ob Sie eine Änderung des Wiener Prostitutionsgesetzes vorhaben, mit einem expliziten Nein geantwortet. 

Ich nehme es zur Kenntnis und zwar mit einer gewissen Anerkennung, dass man sich jetzt doch den Kopf darüber zerbricht. Ich darf nur eines fragen und auch darauf hinweisen: Die Problematik ist seit Jahren bekannt, wenn nicht sogar schon seit Jahrzehnten, und die Anrainer und die meisten Leidtragenden dieser Problematik haben seit Jahren, wenn nicht schon seit Jahrzehnten, darauf aufmerksam gemacht und jetzt machen wir vielleicht die eine oder die andere Überlegung. Konkrete Frage: Wann präsentieren Sie wirklich Lösungen?

Präsident Prof Harry Kopietz: Frau Stadträtin.

Amtsf StRin Sandra Frauenberger: Also zur ersten Sache. Ich glaube, da haben Sie mich bewusst falsch verstanden. Wir haben Normen und natürlich brauchen wir auch Normen als Regelungsgegenstand für die diversesten Punkte in unserem Zusammenleben, in unserer Gesellschaft. Ich meine, dafür gibt es Gesetze. Wir wissen aber, und das ist das, worauf ich hinaus wollte, dass in der Praxis natürlich so manche Bordellbesitzer mit allen Wassern gewaschen sind und auch rechtlich bestens informiert sind. Und wenn du dann die und die Maßnahme setzt, dann sind sie auch mit uns immer wiederum in einem Rechtsstreit drinnen, wo man sieht, die sind ausgesprochen gut vorbereitet und kennen sich ausgesprochen gut aus. Und wenn wir heute hergehen und sagen, wir brauchen Zuverlässigkeitsprüfungen, bevor jemand überhaupt ein Bordell betreiben darf, dann sollen wir uns nicht vormachen, dass wir mit diesen Zuverlässigkeitsprüfungen verhindern können, dass jemand ein Bordell betreibt, wenn er es betreiben will, weil er dann halt alles tun wird, um diese Zuverlässigkeitsprüfung auch tatsächlich zu erreichen. Was dann ab dem Zeitpunkt passiert, wo diese Prüfung gelaufen ist, das ist dann eine andere Sache. Auch hier haben wir aber wiederum Gesetze und Rechte. Nur dazu. Ich glaube, sie, die sich ja in dem Bereich auch immer wiederum aktiv umschauen und in Kontakt sind, wissen, von was ich hier spreche.

Zur zweiten Frage. Ich habe beim letzten Mal gesagt, dass derzeit nicht daran gedacht ist, das Prostitutionsgesetz aufzumachen, weil ich das jetzt vor dem Sommer in der Windeseile nicht über die Bühne bringen werde könne, will es auch nicht, weil ich gerne eine gute Regelung haben möchte und habe dazu eben die Magistratsabteilungen beauftragt. Ich werde aber neben der Diskussion um das Gesetz auch ein umfassendes Programm vorstellen, wie wir diesem Thema der Prostitution auch ankommen möchten dort, wo es Probleme gibt, dort, wo es Belästigungen gibt. Das werde ich – und das habe ich das letzte Mal auch schon gesagt – tun, bevor es so richtig warm wird. Also ich hoffe, dass ich Mitte Mai fertig bin, wenn Sie es so wissen wollen.

Präsident Prof Harry Kopietz: Danke, Frau Stadträtin. Wir kommen zur 3. Zusatzfrage, die von Frau Mag Antonov gestellt wird. Ich ersuche darum.

Abg Mag Waltraut Antonov (Grüner Klub im Rathaus): Frau Landesrätin!

Ich habe natürlich auch dem „Kurier" entnommen, so andeutungsweise, dass Sie jetzt über die Einführung eines Bordellgesetzes nachdenken. Aber da haben Sie jetzt sozusagen erklärt, dass das so nicht ist und Sie haben erklärt, worauf Sie hinaus wollen. Das ist auch gut, weil ja das noch nicht alle Probleme lösen würde. Da würden sich sofort andere Fragen stellen: Wenn es ein Bordellgesetz gibt, was passiert dann tatsächlich mit der Straßenprostitution? Wir kennen ja die Beispiele aus Oberösterreich und dass das die Probleme noch nicht tatsächlich löst.

Sie haben auch ausgeführt, es gibt bereits sehr viele Regelungen, Vorschriften und so weiter. Die Situation ist aber tatsächlich noch immer für alle Beteiligten unbefriedigend. Ich möchte Sie daher eher fragen: Was für flankierende Maßnahmen können wir noch setzen, um die geltenden Bestimmungen so durchsetzen zu können, dass einerseits der Schutz der Prostituierten gewährleistet ist und andererseits eine Situation für AnrainerInnen, die nicht belästigend ist? Also ich denke da zum Beispiel: Denken Sie darüber nach, für die Prostituierten die Angebotspalette auszubauen? Was ist mit dem STD-Ambulatorium? Also da gibt es ja viele Dinge, die im Argen liegen. Und für die AnrainerInnen könnte zum Beispiel ein Notruftelefon Abhilfe schaffen, wo sie anrufen können und sagen: Jetzt habe ich ein Problem, bitte kommt jetzt und helft mir jetzt. Denken Sie in diese Richtung nach?

Präsident Prof Harry Kopietz: Frau Stadträtin.

Amtsf StRin Sandra Frauenberger: Ja, ich denke in diese Richtung nach. Ich habe mir, und das habe ich das letzte Mal auch schon erzählt, ein sehr spannendes Projekt in Paris zu dem Thema Straßensozialarbeit und Prostitution angeschaut, aber auch Mediation mit Anrainerinnen und Anrainern. Die haben „Correspondance de nuit“ auf die Straßen geschickt und haben dort sowohl den Prostituierten eine Aufklärung und Beratung im Hinblick auf Sicherheit und Hygiene und auch Schutz gegeben, als auch auf der anderen Seite mit den AnrainerInnen dahin gehend gearbeitet, wo es um die meisten Belästigungen, auch im Sinne von Lärm oder auch Schmutz, gegangen ist. Ich werde einige Elemente aus diesem Pariser Konzept übernehmen. Nicht alle, weil die eine andere Situation haben, die nicht unbedingt mit Wien vergleichbar ist, aber es sind ein paar so Best-Practice-Geschichten dabei gewesen, die ich gerne für Wien übernehmen möchte im Sinne eben von Straßensozialarbeit, aber auch im Sinne von Aufklärung, Freier, zum Thema illegale Prostitution, Frauen- und Menschenhandel. Und ich möchte auch etwas aktiv in diesen Bereichen tun, wo wir die größten Probleme haben, gegen Frauen- und Menschenhandel. Also da möchte ich auch mit den NGOs – die haben da ganz engagierte Leute, die in dem Bereich auch arbeiten, ob das jetzt die „Lefö“-Frauen sind oder ob das SOPHIE ist, die haben gute Ideen, die haben viel Erfahrung - gemeinsam schauen, was man da tun kann und wirklich auch zeigen, dass es nicht nur eine Auseinandersetzung mit den Bordellbesitzern und –besitzerinnen und mit den Prostituierten ist, sondern dass das eben ein Feld ist, wo rechtlich ungemein schreckliche Situationen da sind, jetzt alles in Bezug auf die illegal gehandelten Frauen. Wir wissen, dass ja im Jahr bis zu 500 000 illegal gehandelte Frauen aus Osteuropa durch Europa ziehen, verteilt werden. Ihre rechtlichen Situationen, ihre Situationen sind total ungesichert, das muss man auch mit bedenken. Auch die Freier sind immer wiederum ein Thema. Ich habe das letzte Mal eh gesagt, solange es Freier gibt, solange wird es Prostituierte geben. Aber sie gehören auch aufgeklärt und hier gehört auch entsprechend sensibilisiert.

Das Wichtigste ist mir, rasch mit diesem Programm zu erreichen, dass die Anrainerinnen und Anrainer entlastet werden, denn die sind oft welche, die gar nicht ein Problem an sich mit dem Thema der Prostitution haben, die aber den Zustand als nicht haltbar empfinden. Und da müssen wir natürlich auch dagegen auftreten.

Präsident Prof Harry Kopietz: Danke. Die 4. Zusatzfrage stellt Herr Abg Dr Ulm. Ich ersuche darum.

Abg Dr Wolfgang Ulm (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Ja, Frau Stadträtin! Sie haben sich, was meine eigentliche Frage betrifft, sehr vorsichtig geäußert. Aber Sie werden mich korrigieren, wenn es nicht so stimmt. Ich habe es so verstanden, dass Sie sich grundsätzlich eine Bewilligungspflicht und ein Genehmigungsverfahren für die Lokale vorstellen können und dass daran jetzt in Ihrem Ressort gearbeitet wird. Das finde ich schon einmal grundsätzlich erfreulich, weil ich glaube, dass das mehr Rechtssicherheit und mehr Rechtsschutz und mehr Rechtsstaatlichkeit bringen wird. Wo Sie eher gemeint haben, das erachten Sie nicht als sinnvoll, das wäre, im Zuge so eines Genehmigungsverfahrens eine Zuverlässigkeitsprüfung zu machen. Das kann ich nicht nachvollziehen, denn für die Stadt Wien muss es ja von großer Bedeutung sein, wer so ein Lokal betreibt. Ich weiß, dass es Ihnen ein großes Anliegen ist, dass die Prostituierten ihren Beruf selbstständig ausüben können und da gibt es natürlich einen Konnex, ja. Wenn ich von Seiten der Stadt eine Möglichkeit habe, mit einem Genehmigungsverfahren in diese Richtung zu wirken, so sollte man diese Möglichkeit nicht auslassen. Man wird sinnvollerweise jemanden, der hier keinen ständigen Wohnsitz hat, nicht als zuverlässig betrachten, und auch jemanden, der einschlägige Vorstrafen hat, nicht als zuverlässig betrachten. Eine Strohmannproblematik wird es immer geben, und dass jemand rechtlich sehr versiert ist, das wird es auch immer geben. Aber ich traue das der Stadt Wien und dem Magistrat schon zu, dass die rechtliche Expertise genauso groß ist und die Rechtskenntnis ebenso.

Die Zuverlässigkeitsprüfung haben wir jetzt schon beim Hundeführschein und daher frage ich Sie: Dort muss ebenfalls der Magistrat mit der Zuverlässigkeitsprüfung zurecht kommen, warum machen Sie da jetzt diesen großen Unterschied? Ich sehe den Unterschied sogar, ist doch die Prostitution sicherlich kriminalitätsgeneigter als das Führen eines Hundes.

Präsident Prof Harry Kopietz: Frau Stadträtin!

Amtsf StRin Sandra Frauenberger: Ich bin bewusst vorsichtig in einem sehr schwierigen Thema. Die Bewilligungspflicht habe ich nicht mit einem Ja beantwortet. Die Genehmigungsverfahren anzuschauen, habe ich mit einem Ja beantwortet. Die Zuverlässigkeitsprüfung ist ein Teil davon. Was ich tun wollte, ist darauf hinzuweisen, dass eine Zuverlässigkeitsprüfung alleine nicht die Probleme im gesamten Bordellwesen sozusagen regeln wird oder lösen wird. Das ist alles. Wir werden uns damit auseinandersetzen und werden uns anschauen, wie das Wiener Prostitutionsgesetz ausschauen soll, um solche Rechtssicherheit auch entsprechend zu schaffen.

Präsident Prof Harry Kopietz: Danke, Frau Stadträtin!

Wir kommen damit zur 5. Frage (FSP - 01457-2010/0001 - KSP/LM) Die wird von Frau Abg Silvia Rubik gestellt und ist an den Herrn amtsführenden Stadtrat der Geschäftsgruppe Wohnen, Wohnbau und Stadterneuerung gerichtet. (Auf Grund der neuen Förderbestimmungen der Sanierungsverordnung 2008 wurden im Bereich der thermischen Sanierung 2009 in Wien beträchtliche Zuwächse verzeichnet. Welche Maßnahmen erwarten Sie diesbezüglich von der Bundesregierung, damit dieser Trend weiter verstärkt wird?) 

Bitte, Herr Stadtrat!

LhptmSt Dr Michael Ludwig: Sehr geehrter Herr Landtagspräsident! Meine sehr geehrten Damen und Herren! Sehr geehrte Landtagsabgeordnete!

Im vergangenen Jahr hat die Österreichische Bundesregierung einige zentrale Impulse zur Überwindung der wirtschaftlichen Rezession durchgeführt. Eine für uns im Wohnbauressort besonders interessante war die Bundesförderung für thermische Sanierung. Diesbezüglich wurden vom Bund insgesamt 100 Millionen EUR ausgeschüttet, wovon die Hälfte privaten Hauseigentümern in Form eines Einmalzuschusses von durchschnittlich 4 400 EUR zugute gekommen ist. Diese Förderung hat zweifellos sehr wertvolle Impulse für die österreichische Wirtschaft ausgelöst, zum Zweiten war es aber auch eine wichtige Maßnahme, um die Kyoto-Ziele Österreichs zu erreichen. 

In diesem Zusammenhang wäre es vielleicht dennoch sinnvoll, auch darzustellen, was die Stadt Wien in diesem Zeitraum im Bereich der thermisch‑energetischen Sanierung gemacht hat, um auch Größenordnungen gegenüberzustellen. Wir haben als Stadt Wien im Vergleichsjahr 214 Millionen EUR für die Förderung im Bereich der Sanierung ausgegeben. Das sind rund 5,5 Millionen EUR mehr als im Jahr 2008. Wenn man das jetzt in Relation zu den 50 Millionen EUR des Bundes für Hausbesitzer setzt, so kann man sagen, dass das Wiener Wohnbauressort mehr als vier Mal soviel und das ausschließlich für Wien ausgegeben hat, was der Bund für die Hausbesitzer in ganz Österreich vorgesehen hat, das heißt, eine wichtige Maßnahme von Seiten des Bundes, aber eine Maßnahme, die durchaus auch in der Dimension aufgestockt werden könnte. In Wien haben wir im Jahr 2009 bei diesem Sanierungsvorhaben insgesamt eine deutliche Steigerung zu verzeichnen. Bei jenen, die bereits einen positiven Vorprüfbericht beziehungsweise eine Baubewilligung bekommen haben, liegt die Steigerung auf rund 17 700 Wohnungen gegenüber 10 900 im Jahr 2008. Bei den Anträgen für geförderte Sanierungen ist die Steigerung mit 70 Prozent eine besonders deutliche. 

Die vorliegenden Zahlen müssen aber auch vor dem Hintergrund der internationalen Finanzkrise gesehen werden und vor dem Umstand, dass wir in Wien mit den Maßnahmen vor allem auch im Bereich der thermisch-energetischen Sanierung die Bauwirtschaft besonders angekurbelt haben und damit auch wesentliche Impulse für den Arbeitsmarkt gesetzt haben. In diesem Zusammenhang können wir alle gemeinsam sehr stolz darauf sein, dass wir die Bautätigkeit in Wien um 8,7 Prozent erhöhen konnten. Wir sind im Vergleich mit allen anderen Bundesländern am Spitzenplatz. In einigen Bundesländern sind die Leistungen für die Bautätigkeit sogar zurückgegangen. Bei uns in Wien hat es eine deutliche Steigerung gegeben.

Um jetzt noch einmal auf Ihre Frage zurückzukommen, welche Auswirkungen das meiner Meinung nach auch auf die Förderung des Bundes hat, so meine ich, dass der Bund gut beraten ist, diesen Weg fortzusetzen, den wir in Wien schon seit vielen Jahren praktizieren und dass natürlich ein Aufstocken dieser Mittel sinnvoll wäre, dass ich aber noch eine andere, zusätzliche Forderung aus Sicht der Stadt Wien mit anschließen möchte, nämlich auch die Frage, was gefördert wird. Bei der letzten Bundesförderung war die Bezugsgröße das einzelne Haus. Diese Festlegung hat natürlich eine besondere Bevorzugung des ländlichen Raumes, also der Einfamilienhäuser gebracht. Ich würde mir sehr stark wünschen und fordere das auch von der Bundesregierung, dass es hier auch eine Gleichstellung der urbanen Räume, vor allem also auch der Großstädte gibt. Hier wäre Wien besonders zu nennen. Wir haben von dieser Regelung im vergangenen Jahr nur zu einem sehr geringen Ausmaß profitieren können und ich denke, dass das Abgehen von der Hausförderung Richtung der Förderung einzelner Wohneinheiten dem mehrgeschoßigen Wohnbau besonders entsprechen würde und damit auch ein Ausgleich zwischen den verschiedenen Regionen, zwischen der ländlichen Struktur und dem großstädtischen Raum gegeben wäre.

Präsident Prof Harry Kopietz: Danke, Herr Stadtrat! Die 1. Zusatzfrage stellt Frau Abg Frank. Ich ersuche sie. 

Abg Henriette Frank (Klub der Wiener Freiheitlichen): Herr Stadtrat!

Selbstverständlich begrüßen die Freiheitlichen grundsätzlich jede Maßnahme, die zur Senkung der äußerst überhöhten Energiepreise führt. Das ist einmal ohne Diskussion. Allerdings glaube ich, dass wir hier sehr einseitig sind, wenn wir nur auf die Außendämmung gehen. Da gibt es jetzt Fachleute, nicht die Bauwirtschaft, sondern die Fachleute, die sagen, dass sich diese Außenwände nicht nur auf die Feuchteverteilung - das wissen wir alle - im Gebäude auswirkt. Man hat bei diesen Berechnungen oftmals den Wassertransport in flüssiger Form übersehen, der in den letzten Jahren an vielen Objekten zu Nässeflecken und Schimmelbildung geführt hat. Und jetzt heißt das Zauberwort der Stadt „Lüften“. Viele Leute arbeiten ganztags und die Stoßlüftungen, die erforderlich wären, können nicht gemacht werden.

Frage: Gibt es hier alternative Möglichkeiten oder hat sich die Stadt Wien alternative Möglichkeiten zur massiven Außenwanddämmung überlegt beziehungsweise andere Maßnahmen, die diese Schimmelbildung und diese Feuchtebildung verhindern könnten?

Präsident Prof Harry Kopietz: Herr Stadtrat!

LhptmSt Dr Michael Ludwig: Ja, also bei einer sinnvollen thermisch-energetischen Sanierung ist natürlich - und wir versuchen auch ganze Objekte zu sanieren, weil das den Vorteil hat, dass wir neben der Außendämmung beispielsweise auch Fenster und Türen austauschen können, beispielsweise auch eine Dämmung im Dachgeschoßbereich, also das ganze Objekt sehen. Das, was Sie ansprechen, was die Schimmelbildung betrifft, hat im Wesentlichen zwei Ursachen. Die eine kann baulicher Natur sein, dass beispielsweise die Außendämmung vorgenommen wird, aber kein entsprechender Austausch von Fenster und Türen oder auch umgekehrt, dass beispielsweise Fenster dicht gemacht werden und es dann in einem Wohnraum, wo zu wenig geheizt wird und wo sich sehr viel Feuchtigkeit durch beispielsweise Duschen, Wäschewaschen in der Wohnung und vieles mehr ergibt, dort konzentrierte Schimmelbildung gibt. Das ist auch der Grund, dass wir von Seiten der Stadt Wien eine umfassende Schimmelberatung auch angeboten haben. Das gilt beispielsweise über die Schiene von Wiener Wohnen, gilt aber auch über die Umweltberatungsstellen, die es ja in Wien gibt, die sich auch zum Ziel gesetzt haben, über Schimmelbildung zu informieren. Es gibt dazu auch entsprechende Broschüren und Beratungsgespräche und gerade bei vielen Aktivitäten, die es auch in den Sprengeln, in den Bezirksteilen gibt, leisten die Umweltberatungsstellen hier sehr gute Informationstätigkeit über die Maßnahmen gegen Schimmelbildung. Ich habe auch versucht, auch über das Wohnbauressort, immer wieder da und dort Informationen zu geben, wie man durch individuelles Verhalten beispielsweise auch in der Wohnung Schimmelbildungen verhindern kann. Sie sagen völlig zu Recht, das wirksamste ist Stoßlüftung, regelmäßige Stoßlüftung. Es gibt aber auch Versuche, vor allem beim Neubau, eine regelmäßig Be- und Entlüftung durch entsprechende Klappen vorzusehen, die in den Fenstern mit eingebaut sind. Auch das beobachten wir mit großem Interesse, weil man natürlich immer auch darauf achten muss, dass dadurch nicht wieder auch Energie abgeht, weil wir ja diese Dämmung vor allem auch dafür machen, um Energie einzusparen. Aber diese Maßnahmen bewähren sich im Neubau sehr. Wir prüfen auch, inwieweit das bei der Sanierung beispielsweise auch in Altbauten eine Möglichkeit ist, einer etwaigen Schimmelbildung entgegenzutreten.

Präsident Prof Harry Kopietz: Danke, Herr Stadtrat! Die 2. Zusatzfrage stellt Herr Mag Chorherr. Ich ersuche darum.

Abg Mag Christoph Chorherr (Grüner Klub im Rathaus): Herr Stadtrat! 

Wenn ich jetzt nur eine kurze Bemerkung zur vorhergehenden Frage mache, ohne damit meine Zusatzfrage zu verwirken: Es ist schon absurd wenn man sagt, man saniert ein Haus und was passiert? Dann baut man Schlitze ein, damit Frischluft reinkommt, ja! Also ob es da nicht intensiv darüber nachzudenken gelte, dass man das, was sich im Passivhaus bewährt - kontrollierte Be- und Entlüftung -, vorsieht, denn zuerst ein Haus weiß Gott wie teuer zu sanieren und dann Löcher rein zu bauen, damit Frischluft reinkommt, ist nicht rasend intelligent. So, das ist ein Kommentar, keine Frage. 

Zu meiner Frage. In der Tat gibt die Stadt Wien viel Geld aus. Das ist lobenswert. Wir haben ohnehin jetzt beim KliP einen Arbeitskreis vereinbart, wo wir über einige Dinge nachdenken. Lassen Sie mich zwei Regelungen andenken, denn meine These ist, es mangelt nicht primär am Geld, sondern einige Regelungen sind ziemlich hinderlich. Ich möchte zwei ansprechen. Die eine werden wir im Arbeitskreis besprechen. Das sind die Feuermauern. Wir haben unglaublich viele Feuermauern in Wien. Die sind teilweise in einem erbärmlichen Zustand. Da mangelt es aber nicht an Geld, sondern da mangelt es an einer Regelung, nämlich die Isolierung der Feuermauer, die besonders billig ist, weil man da keine Fenster austauschen muss, da muss man nicht die Leute absiedeln und so weiter, die reicht manchmal ein bissel aufs Nachbargrundstück. Das heißt, du müsstest, die derzeitige Gesetzgebung vorausgesetzt, die Zustimmung des Nachbarn bekommen oder einen Enteignungsvorgang machen. Da sagt der zuständige Beamte: Herr Chorherr, wollen Sie wirklich, dass ich ein Enteignungsverfahren mache? Frage: Ist da etwas angedacht, dass wir die tausenden Feuermauern, die in einem erbärmlichen Zustand sind, zügig sanieren? Das ist die eine Frage. 

Die andere ist ganz kurz, sie war eh ohnehin schon einige Male in Diskussion: Die Thewosan-Förderung, die eine gute ist, wirkt nur dort im Sanierungsfall, wo gemäß Flächenwidmung gebaut wird. Jetzt haben wir aber gerade im dicht besiedelten Gebiet Wiens eine Reihe von Hinterhofbauten, auch parifiziert, die in einem schlechten Zustand sind, die deswegen nicht saniert werden, weil dort keine Thewosan-Förderung möglich ist. Halten Sie eine Änderung dieser Regelung für sinnvoll?

Präsident Prof Harry Kopietz: Herr Stadtrat!

LhptmSt Dr Michael Ludwig: Ja, das sind mehrere Fragen, aber ich werde versuchen, sie trotzdem kurz zu beantworten. Zuerst zur kontrollierten Be- und Entlüftung, wie sie sich im Passivhaus bewährt. Ja, das ist richtig, man hat aber, wenn man so will, bei einem normalen Gründerzeithaus beispielsweise, das man auf Thewosan saniert, zwei große Probleme. Das eine ist natürlich, dass die Kosten eine Rolle spielen. Im Passivhaus, im Neubau, wird die kontrollierte Be- und Entlüftung ja mitgeplant und mitgeliefert. Das heißt, bei der Sanierung ist es eine Frage der Kosten und natürlich auch eine Frage der Möglichkeiten, die technische Struktur in einem schon bestehenden Haus unterzubringen. Das ist sehr oft auch eine Frage der räumlichen Möglichkeiten. Prinzipiell ist aber eine kontrollierte Be- und Entlüftung ein großer Vorteil. Wir sehen das auch in den Passivhäusern. Das hat beispielsweise für Allergiker ein zusätzliches Plus, weil die kontrollierte Be- und Entlüftung beispielsweise Allergiker auch vor Pollen bewahren kann. Also von daher ist es sicher eine gute Möglichkeit. Wir prüfen das auch bei Objekten, die saniert werden. Aber es liegt sehr oft an den Kosten und zum Teil auch an den räumlichen Gegebenheiten, die notwendige technische Infrastruktur unterzubringen. 

Bei den Feuermauern von Gründerzeithäusern versuchen wir sehr oft auch zu fördern und zu unterstützen. Das löst aber nicht das Problem der Eigentumsrechte des Nachbargrundstücks. Ich sehe darin ein juristisches Problem, weil man natürlich die Nachbarn auch mit einbeziehen muss, wenn es um eine solche Sanierung geht. Es geht da sehr oft nur um wenige Zentimeter, aber es ist trotzdem, wenn man so will, eine Beeinträchtigung auch des Nachbargrundstücks und greift in die Eigentumsrechte des Nachbarn oder der Nachbarin ein. Von daher prüfen wir das zwar, aber ich bin da nicht sehr optimistisch, dass es uns gelingt, jetzt auf Grund vorgesehener Sanierungsschritte die Eigentumsrechte des Nachbarn beispielsweise außer Kraft zu setzen und gilt auch im Wesentlichen nur bei den Feuermauern, weil sonst in der Großstadt im Regelfall ja Mauer an Mauer zum Nachbargrundstück steht.

Zu den Hinterhöfen, die wir in manchen Fällen nicht fördern können, das sind im Regelfall Ausnahmefälle. Im Allgemeinen versuchen wir gerade auch in solchen Fällen, wo es eine Hinterhofstruktur gibt, durch die Förderung, sehr oft auch durch die Thewosan-Sanierung, die Lebenssituation der Mieterinnen und Mieter in den Innenhofbereichen zu verbessern, was manchmal dazu führt, dass Bauträger oder auch Einzelpersonen, die diese Umbauten vornehmen, sich in ihren Eigentumsrechten beeinträchtigt fühlen, weil die gerne alle Möglichkeiten zu einer Maximierung auch der Wohnfläche ausschöpfen würden, wir aber mit dem Ausschütten der Förderung sehr wohl auch den Anspruch haben, dass sich die Lebensqualität in den sehr engen, oft finsteren Innenhöfen verbessert und dass wir meistens nur dann beispielsweise eine Aufzonung, einen Dachgeschoßausbau durch die Förderung akzeptieren, wenn gleichzeitig in einem anderen Teil des Gebäudes eine Abzonung vorgenommen wird, weil die Mieterinnen und Mieter im Innenhofbereich dann in den Genuss von Licht, Luft und Sonne kommen. Wir sagen, wenn wir schon Förderungen einsetzen, dann wollen wir auch die Lebensqualität aller Mieterinnen und Mieter verbessern, und zwar nicht nur jener im Dachgeschoß, sondern auch jener, die bis dahin vielleicht in einem finsteren Hinterhof gelebt haben.

In einem Punkt gebe ich Ihnen aber auch sehr recht: Was ein großes Problem bei der Thewosan-Sanierung und insgesamt bei der Sanierung ist, sind die parifizierten Häuser. Das heißt, überall dort, wo es in Häusern mehrere Eigentümer gibt, ist es oft sehr, sehr schwer, auch mit höchster Förderung zu Entscheidungen zu kommen, die eine Sanierung des Gebäudes zulassen. Das ist für uns auch im Wofo ein großes Problem, weil wir hier nicht mit einem Hauseigentümer verhandeln, sondern mit einer Vielzahl, die ganz unterschiedliche Interessen vertreten. Das Problem steigert sich im Regelfall auch dann, wenn dort beispielsweise die Wohnungseigentümer gar nicht wohnhaft sind, sondern aus Spekulationsgründen oder sonstigen Gründen die Wohnungen bevorraten. Also von daher ist es sicher ein größeres Problem, parifizierte Häuser thermisch-energetisch zu sanieren als vielleicht Häuser, die nur einen Eigentümer oder eine Eigentümerin haben. 

Präsident Prof Harry Kopietz: Danke, Herr Stadtrat. Die 3. Zusatzfrage stellt Herr Abg Ing Mag Bernhard Dworak. Ich ersuche darum. 

Abg Ing Mag Bernhard Dworak (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Guten Morgen, Herr Landesrat!

Ich habe zur aktuellen Novelle des Wiener Wohnbauförderungs- und Sanierungsgesetzes Fragen. Es scheint nämlich, dass es bei dieser Novelle auch Nachteile gibt, unter anderem die Problematik bei der Rückzahlungsdauer nach § 18 Mietrechtsgesetz. Die wird jetzt für thermisch-energetische Maßnahmen bis zu 20 Jahre möglich sein. Hier werden ja doch allein durch die Zinsen höhere Beträge zurückgezahlt werden müssen, als ursprünglich angesetzt. Sie selbst sagen ja immer, dass erst ein rückgezahlter Bau den Vorteil von gefördertem Wohnen möglich macht. Also wenn es jetzt 20 Jahre sind, wo rückgezahlt wird, dann werden natürlich die Menschen und die Mieter höher belastet. Auf der anderen Seite wird auch in dieser Novelle auf die Prüfung der Hauptmietzinsreserve abgestellt. Und wenn es nicht möglich ist, sie darzustellen, dann kann eine Prognoserechnung erstellt werden, was meiner Meinung nach ein bisschen fast unglaublich klingt, denn Prognoserechnungen haben nichts mit der tatsächlichen Höhe der Mietzinsreserve zu tun und ermöglichen hier natürlich Manipulationen. In den Erläuterungen steht nämlich, dass sich die Prüfung der Hauptmietzinsreserve als verfahrensverzögernd ausgewirkt hat.

Und jetzt ist meine Frage eben dahin gehend, wie weit Sie diese Gefahr sehen, einerseits die 20 Jahre, dass das einen deutlichen Schub bei den Menschen verursachen wird, dass sie weniger im „Sack“ haben und auf der anderen Seite, dass das Problem mit der Hauptmietzinsreserve ein doch wirklich schlagendes sein wird.

Präsident Prof Harry Kopietz: Herr Stadtrat!

LhptmSt Dr Michael Ludwig: Die von Ihnen angesprochene WWFSG-Novelle ist ja derzeit in Begutachtung. Also ich warte jetzt einmal die Stellungnahmen aller in diesem Prozess befindlichen Interessensgruppen ab, um hier auch eine endgültige Entscheidung zu treffen. Bei dem ersten Punkt der Prognoserechnung gelten trotzdem ja dann die de facto abzurechnenden Kosten. Also es geht im Wesentlichen darum, dass man einen Vorgriff tätigt, aber im Endeffekt werden den Mieterinnen und Mietern die De-facto-Kosten, die ja dann auch nachgewiesen und abgerechnet werden müssen, verrechnet.

Die Erhöhung der Jahre, um die Kosten zu verteilen, also von jetzt 10 Jahre auf dann 20 Jahre, soll eine Möglichkeit für die Hauseigentümer darstellen und kann einen Vorteil bieten, um die anfallenden Kosten auf einen größeren Zeitraum zu verteilen. Das heißt, die monatliche Belastung für die Mieterinnen und Mieter ist ebenfalls eine geringere. Aber wenn man natürlich den Gesamtzusammenhang sieht, ist auf Grund der Zinsenbelastung der Gesamtbetrag geringfügig höher. Richtig ist, die monatliche Belastung ist deutlich geringer, und je nachdem, wie sich die Zinsentwicklung darstellt, kann man doch davon ausgehen, dass natürlich immer ein längerer Zeitrahmen im Regelfall auch etwas höhere Zinskosten verursacht. Aber wie gesagt, der Vorteil ist die monatlich geringere Belastung.

Präsidentin Marianne Klicka: Danke. Die nächste Zusatzfrage wird von der Abg Rubik gestellt. Ich erteile ihr das Wort.

Abg Silvia Rubik (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Danke. Herr Landeshauptmann-Stellvertreter, Sie haben uns jetzt erzählt, wie viele Maßnahmen und wie viel Geld die Stadt Wien in den letzten Jahren in die Hand genommen hat, um die Sanierungen fortzuführen und zu forcieren.

Meine Frage wäre ganz konkret: Wie sehen von Ihrer Seite die flankierenden Maßnahmen aus, damit ökologische Komponenten bei den Bauvorhaben auch weiterhin forciert werden?

Präsidentin Marianne Klicka: Bitte, Herr Stadtrat!

LhptmSt Dr Michael Ludwig: Ja, ich möchte darauf verweisen, dass wir die Ökoförderungen bereits im zuständigen Ausschuss für Wohnen, Wohnbau und Stadterneuerung am 15. Februar 2010 adaptiert haben. Und wir haben damit, wie ich meine, eine ganz deutliche Zunahme an Förderungen im Bereich der Biomasseheizungsanlagen, der solarthermischen Anlagen oder auch eine zusätzliche Förderung für die Errichtung von Niedrigenergie- und Passivhäusern auch vorgesehen. Und ich denke, ein großer Vorteil bei dieser veränderten adaptierten Förderung ist, dass wir unabhängig vom Einkommen und ohne Wohnnutzenflächenbeschränkung hier die Förderungen ausschütten. Wir unterstützen damit alle Häuselbauer, unabhängig jetzt von ihrem sozialen Status, die thermisch-energetische Sanierung in Anspruch nehmen oder sich beispielsweise mit Niedrigenergiehausstandard, Passivhausstandard zu beschäftigen. 

Wir haben außerdem, wie ich meine, ein sehr umfassendes, auch von der Quantität umfassendes Fördersystem als Stadt Wien vorgesehen. Bei Niedrigenergiehäusern und Passivhäusern sind das Förderungen in der Größenordnung von in etwa 4 000 EUR und wir stellen damit 4 Millionen EUR auch zur Verfügung. Das ist nicht nur ein wesentlicher Beitrag für die Erreichung des Klimaschutzprogramms der Stadt, sondern stellt gerade jetzt auch eine entsprechende Unterstützung der Wiener Wirtschaft, vor allem der Klein- und Mittelbetriebe, dar und sichert in vielen Fällen auch Arbeitsplätze und zum Teil gelingt es uns auch, neue Arbeitsplätze herzustellen.

Abschließend vielleicht noch der Hinweis, um deutlich zu machen, dass mir das auch sehr wichtig ist: Die von mir schon angesprochene WWFSG-Novelle, die wir jetzt in Begutachtung geschickt haben, wo es mir vor allem um die Leistbarkeit des Wohnens geht, aber auch um die soziale Durchmischung des Wohnens, wo wir auch eine spezielle Förderung für die thermisch-energetische Sanierung vorgesehen haben, die auch eine deutliche Entlastung der Haushalte darstellt und wo durch den Wegfall der Wohnnutzflächenbeschränkung von 150 m² gerade jetzt auch für Einfamilienhausbesitzer eine zusätzliche verbesserte Förderung im Bereich der thermisch-energetischen Sanierung möglich gemacht wird, wird aller Voraussicht nach noch im Juli im Landtag beschlossen. (Beifall bei der SPÖ.)
Präsidentin Marianne Klicka: Danke Herr Stadtrat!

Gemäß § 39 der Geschäftsordnung kommen wir nun zur Aktuellen Stunde. 

Der Grüne Klub im Rathaus hat eine Aktuelle Stunde mit dem Thema „Drama Kinderarmut: 100 000 Wiener Kinder leben in Armut“ verlangt. Das Verlangen wurde gemäß § 39 Abs 2 der Geschäftsordnung ordnungsgemäß beantragt. 

Ich ersuche die Erstunterzeichnerin, Frau Abg Smolik, die Aktuelle Stunde zu eröffnen, wobei ich bemerke, dass ihre Redezeit mit zehn Minuten begrenzt ist. Bitte, Frau Abgeordnete!

Abg Claudia Smolik (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrte Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! 

Im Jahr 2010, dem Europäischen Jahr zur Bekämpfung der Armut und sozialer Exklusion, haben wir leider die Situation, dass in Wien die Kinderarmut in den letzten Jahren massiv gestiegen ist und wir hier eine bedenkliche Entwicklung nehmen. Wir haben in Wien die Situation, dass mittlerweile an die 100 000 Kinder von Armut bedroht sind oder bereits in Armut leben. Wenn wir uns das anschauen, was das auch bildlich heißt, so müsste ich das übersetzen mit „Bereits jedes vierte Kind in Wien ist von Armut bedroht.“ Und stellen Sie sich eine Gruppe von 25 Kindern vor, die in den Kindergarten gehen, wie wir sie ja immer wieder durch die Straßen gehen sehen mit ihren unterschiedlichen bunten Kappen oder anderen Gruppenerkennungszeichen, jedes vierte Kind dieser Gruppe ist von Armut bedroht. Und das sollte uns zu denken geben und schon sehr, sehr lange zu denken geben. Uns als GRÜNE macht das nicht nur sehr betroffen, sondern auch zum Teil und vor allem mich macht es zum Teil sehr, sehr wütend, weil ich glaube, wir könnten dieser Entwicklung gegensteuern und wir müssen dieser Entwicklung gegensteuern und nicht noch weitere Jahre zusehen und wenig bis gar nichts tun.

Wenn wir uns im Vergleich der letzten Jahre die Zahlen ansehen, so müssen wir hier wirklich schauen: Was passiert in Wien hier? Was ist los mit den Familien, mit Kindern oder in denen Kinder leben? 2005 hatten wir die Situation, dass bereits 53 000 Kinder in Armut gelebt haben. Jetzt im Jahr 2010 sind es 91 000 beziehungsweise 100 000. Die 91 000 der von Armut bedrohten Kinder sind eine Statistik-Austria-Zahl, also keine von uns ausgedachte Zahl, sondern das sind Zahlen der EU-SILC-Daten, die sagen, jedes vierte Kinder in Wien lebt im Jahr 2010 in Armut. Die Steigerung in den letzten Jahren beträgt also rund 71 Prozent. Dass wir hier nicht weiter zusehen können, glaube ich, liegt auf der Hand. Und ich glaube, dass uns alle hier als Parteien eint, dass wir das nicht wollen. Ich glaube nicht, dass hier irgendwer sitzt und ich hoffe nicht, dass hier irgendwer in diesem Raum sitzt, der es gerne sieht oder gerne hört, dass Kinder in Wien in Armut leben, dass Kinder in Wien von sozialen Veranstaltungen ausgeschlossen sind, von kulturellen Veranstaltungen, von sportlichen Veranstaltungen, weil die Situation in ihren Familien so ist, wie sie ist. Ich glaube aber auch, dass wir nicht mehr weiter zusehen können und ich erhoffe mir sehr, dass Sie hier in diesem Jahr, im Europäischen Jahr zur Bekämpfung der Armut und sozialen Exklusion in Wien etwas tun, denn sonst sitzen wir im nächsten Jahr oder stehen wir im nächsten Jahr wieder hier und die Zahl ist weiter gestiegen und wieder sind unzählige Kinder in ihrer Existenz und in ihrer Zukunft mehr als gefährdet. 

Wir alle wissen und die, die sich mit dem Thema beschäftigen wissen, was es heißt, gerade als Kind in Armut aufzuwachsen, in Wohnungen aufzuwachsen, wo die Kinder keinen eigenen Bereich haben, kein eigenes Zimmer, keinen Platz zum Spielen, geschweige denn einen eigenen Platz zum Hausübung Machen dann für die Schule oder auch zu lernen. Wir wissen, dass es Kinder gibt, die in Wohnungen leben, die gar nicht mehr beheizt werden können, weil die Situation in der Familie so ist, dass bei der Heizung gespart wird, dass die Kleiderfrage „Was ziehe ich morgen an“ davon abhängt, was man bei der Caritas kriegt. Was kann ich mir wo ausborgen? Was kriege ich von Freunden geschenkt? Was kann ich mir auch an Spielsachen irgendwo herborgen, ausborgen, aber schon gar nicht mehr kann ich mir Freunde in meine Wohnung einladen, kann wer zu mir kommen. Die meisten Kinder, die in dieser Situation leben, können und wollen und trauen es sich auch nicht zu, jemanden mit nach Hause zu nehmen. Das ist neben dieser finanziellen Situation, der diese Kinder ausgesetzt sind, das eigentlich Dramatische. Die Kinder werden von uns als Gesellschaft ausgegrenzt, weil wir sie nicht ausreichend unterstützen und sie nicht so weit unterstützen, dass sie als Kinder auch in dieser Stadt so leben wie wir das auch gerne hätten. Dass wir neben diesen sozialen Ausgrenzungen natürlich auch damit konfrontiert sind, dass diese von Armut bedrohten Kinder physische und psychische Probleme haben, wissen wir auch. Diese Kinder sind weit häufiger als andere Kinder damit konfrontiert, dass sie Asthma haben, dass sie Kopfschmerzen haben, dass sie Migräne haben, dass sie Schlafstörungen haben, dass sie nervös sind, dass sie Zukunftsängste haben und sich natürlich die Situation, in der auch die Eltern leben, auch auf sie überträgt und sie eigentlich in einer sehr misslichen Situation sind, die für sie bedeutet: Ich habe keine Zukunft. 

In diesem Bereich, mit diesem Aspekt wachsen diese Kinder auf. Und dass diese Kinder dann nicht die fröhlichen Kinder sind, die wir in dieser Stadt gerne hätten, ist klar, denn sie sind von klein auf damit konfrontiert, dass sie eigentlich zu Hause nichts haben oder sehr wenig haben und sie auch wenig Unterstützung erfahren, wenig Unterstützung von der Gesellschaft, aber auch von der Stadt Wien, die sehr wohl etwas tun könnte, wenn sie genauer hinschauen würde. 

Ich möchte nochmals darauf hinweisen, wir haben schon oft und sehr, sehr oft in den letzten Jahren beantragt, dass wir uns die Situation der Kinder und Jugendlichen in Wien, die in Armut leben oder von Armut bedroht sind, anschauen, dass es einen Bericht gibt, einen Armutsbericht über diese Kinder, dass es statistische Erhebungen dazu gibt, aber immer wieder wurde uns gesagt: Das brauchen wir nicht. Wenn wir uns jetzt die Situation anschauen, dass bereits jedes vierte Kind in Wien von Armut bedroht ist, so glaube ich sehr wohl, dass wir diese Daten brauchen, nämlich ganz, ganz dringend brauchen. 

Da sind wir auch nicht alleine. Die Kinder- und Jugendanwaltschaft schreibt in ihrem aktuellen Bericht auch, den wir in einem der nächsten Landtage dann behandeln werden, dass wir eine Datenlage brauchen, dass wir Daten und Wissen brauchen, wie diese Kinder leben und wie wir ansetzen könnten und wie wir diese Zahl, diese horrend ansteigende Zahl an armen Kindern in dieser Stadt auch reduzieren könnten. 

Wir haben Vorschläge, wie wir glauben, dass die Stadt Wien ganz rasch und relativ unbürokratisch die Situation dieser Kinder erleichtern könnte. Natürlich sicher nicht so weit, dass sie dann so weit herauskommen aus dieser misslichen Situation, weil die wird natürlich auch durch die momentane Wirtschaftssituation verstärkt, aber es würde eine massive Bedeutung und Erleichterung für die Familien sein, wenn wir den Sozialhilferichtsatz für Kinder erhöhen würden. Wenn wir uns anschauen, wie hoch der Wiener Sozialhilferichtsatz im Moment für Kinder ist, so beträgt er im Moment 137 EUR. Alle, die Kinder haben oder die Menschen kennen, die Kinder haben, müssen zugeben, dass man mit 137 EUR die Lebenskosten eines Kindes weit nicht decken kann. 

Es gibt aus Deutschland vom Deutschen Bundesverfassungsgericht auch einen Bescheid, eine Berechnung, was es heißt, wie viel Geld Kinder bräuchten, um eine Armutsgrenze zu erreichen und die kommen auf einen Betrag von 258 EUR. Würde Wien jetzt den Sozialhilferichtsatz von diesen 137 EUR auf 258 EUR erhöhen, so würde diesen Kindern einiges erspart bleiben und die Familien würden zu einem großen Maße sehr, sehr erleichtert sein beziehungsweise könnten sich wieder etwas mehr leisten. 

Ich verstehe nicht, warum man nicht schon in den letzten Jahren versucht hat, hier diesen Sozialhilferichtsatz zu erhöhen. Es ist ja nichts Neues, das sagen nicht wir als Erste hier, sondern das sagen alle, die in diesem Bereich tätig sind, dass es hier mehr direkte finanzielle Mittel braucht, um die Kinder zu unterstützen, um die Kinder aus dieser Armutsfalle herauszubringen und die Kinder vor Armut zu schützen. Auch wenn natürlich jetzt mit der Mindestsicherung und durch all diese Debatten, die wir hatten, vieles in Bewegung ist, aber die Mindestsicherung wird, wenn sie so ist, wie sie jetzt beschlossen ist, den Kindern nicht helfen, dass sie aus der Armut herauskommen. 

Als Zweites glauben wir, dass wir eine von uns so genannten Kinder-Activ-Card einführen könnten, die es den Kindern ermöglicht, auf Freizeiteinrichtungen, auf Sporteinrichtungen, aber auch auf Kultureinrichtungen zuzugreifen wie der Mobilpass, den wir auch eingeführt haben und wo sie dann gratis Angebote nutzen können, Angebote, die die Stadt Wien subventioniert, aber auch Angebote, die von der Stadt Wien selbst gesetzt werden können. Das wäre relativ unbürokratisch, relativ einfach zu handhaben und würde es diesen Kindern massiv erleichtern, am sozialen und kulturellen Leben teilzuhaben. Denn wie viele Kinder, die in diesen Situationen leben, haben schon die Möglichkeit, zum Beispiel ein Musikinstrument zu erlernen? Das geht nicht, weil es finanziell nicht drinnen ist. Mit dieser Activ-Card könnte das sehr wohl möglich sein. Wie viele Kinder können nicht in einen Sportverein gehen, weil es sich die Eltern nicht leisten können, weil der halt einen kleinen Kostenbeitrag verlangt. Die Activ-Card würde unserer Meinung nach die Situation dieser Kinder sehr, sehr erleichtern und sie in ihrer Freizeit wieder in die Gesellschaft und mit ihren Freunden zusammenbringen und sie im Heranwachsen unterstützen. 

Wenn wir ernst nehmen, was die Europäische Union auch im Hinblick auf Kinderarmut sagt und meint und uns rät, so müssen wir jetzt Maßnahmen ergreifen, denn es ist jetzt meiner Meinung nach schon fast zu spät, denn wir haben 100 000 Kinder in Wien bereits „verloren“, die schon seit Jahren in einer Situation aufwachsen, in der sie eigentlich von Wien, von der Gesellschaft signalisiert kriegen: „Du bist nichts wert, wir können dich nicht unterstützen.“ 

Ich glaube, wir müssen hier handeln und ich hoffe sehr, dass wir mit dieser Aktuellen Stunde heute in eine Diskussion eintreten können, wie wir es Kindern in Wien ermöglichen können, nicht in Armut zu leben, sondern ein angemessenes Leben so wie alle anderen Kinder in dieser Stadt auch zu führen, denn ich glaube, dass jedes vierte arme Kind in Wien sehr, sehr zu viel ist. - Danke. (Beifall bei den GRÜNEN.)

Präsidentin Marianne Klicka: Danke, Frau Abgeordnete. Für weitere Wortmeldungen bringe ich Erinnerung, dass sich die Damen und Herren Abgeordneten nur einmal zum Wort melden dürfen und ihre Redezeit mit fünf Minuten begrenzt ist.

Als Nächster zum Wort gemeldet hat sich Herr Abg Mag Gudenus. Ich erteile es ihm.

Abg Mag Johann Gudenus, MAIS (Klub der Wiener Freiheitlichen): Hoher Landtag! Meine sehr geehrten Damen und Herren! Liebe Kolleginnen und Kollegen!

Kinderarmut in Wien ist sicherlich ein sehr, sehr wichtiges Thema und ein sehr, sehr gravierendes Problem, dem man sich auch annehmen muss, das man nicht einfach so mir nichts dir nichts unter den Tisch kehren kann. Ich kann Ihnen versichern, Frau Kollegin Smolik, dieses Problem macht uns alle wütend und betroffen. Sie haben uns ja auch gesagt, Sie wollen da gegensteuern. Wenn ich jetzt Ihre Ausführungen verfolgt habe, so sieht man doch eher, dass Sie eine Symptombekämpfung betreiben wollen und nicht ehrlich über die Gründe oder den Großteil der Gründe dieser Kinderarmut sprechen wollen. Man muss nämlich die Gründe wirklich erkennen, darauf reagieren und vor allem das Problem dann von der Wurzel aus lösen. 

Faktum ist, Kinder erleben Ausgrenzungen in sozialen und kulturellen Belangen, haben erschwerten Zugang zu Bildung oder am Arbeitsmarkt, eben diese bis zu 100 000 betroffenen Kinder. Sie haben schlechtere Entwicklungschancen, sind öfter krank, leiden öfter an chronischen Krankheiten und sind eben von vielen, vielen Folgeerscheinungen dieser Armut betroffen. Das steht ja auch alles sehr, sehr gut berichtet im aktuell vorliegenden Bericht der Kinder- und Jugendanwaltschaft Wien. Es ist aber, wenn man hier genauer nachliest, auch immer wieder erwähnt und ich glaube, das ist auch einer der Hauptgründe, nicht der einzige Grund dieser Armut, nämlich wenn ich hier aus dem Bericht der Kinder- und Jugendanwaltschaft zitieren darf: „Kinder mit Migrationshintergrund haben ein sehr hohes Armutsrisiko. Die Zahl der gefährdeten Haushalte mit Kindern beziehungsweise Familien mit Migrationshintergrund nimmt ständig zu.“ Natürlich nicht nur Kinder mit Migrationshintergrund, aber vor allem. Wenn wir uns hier den Integrationsmonitor ansehen, der hier vor rund einer Woche veröffentlicht wurde, dann sieht man ja, wie die Integrationspolitik der Stadt Wien in den letzten Jahren ausgesehen hat und wie auch die Integration hier in der Stadt Wien fehlgeschlagen ist. 44 Prozent der Wiener haben ausländische Wurzeln, wird hier festgestellt. Das bedeutet mangelhafte Ausbildung, niedriges Einkommen, beengte Wohnverhältnisse. Wiener mit Migrationshintergrund haben also so gut wie in allen Lebensbereichen schlechtere Karten als alteingesessene. Das ist eben die Studie der Stadt Wien gemeinsam mit dem Europaforum und dem „Büro difference“. Sogar im „Standard“ ist zu diesem Thema vor einer Woche gestanden, ich zitiere: „Inzwischen hat sich aber auch bis ins rote Rathaus herumgesprochen, dass gerade beim hochemotionalisierten Thema Zuwanderung die Probleme nicht verschwinden, indem man sie einfach ignoriert.“ Also in der Studie in allen acht insgesamt untersuchten Themenfeldern von Bildung bis zur Beschäftigung über die Gesundheit zeigen sich riesengroße Unterschiede. Aber es ist ja auch ein Schuldeingeständnis der Politik, der angeblich so erfolgreichen Integrationspolitik der SPÖ Wien und ein Armutszeugnis der Integrationspolitik dieser Stadt. Integration ist hier in Wien misslungen und da hat die SPÖ vollkommen versagt. Und wenn der Herr Bgm Häupl jetzt mittlerweile 15 Jahre und etwas länger hier im Amt ist und eine Politik der „Türen auf.“ und „Es ist alles für alle da.“ betrieben hat, so war das 15 Jahre lang eine misslungene Integrationspolitik, eine inhumane Politik sowohl den Zuwanderern als auch den einheimischen Wienern gegenüber, die hier auch betroffen sind. Keine Perspektive am Arbeitsmarkt, in der Gesellschaft, im Bildungswesen, keine Aufstiegschancen, großteils nicht einmal Einstiegschancen für Zuwanderer. Einerseits holt man sie her und dann im Endeffekt lässt man sie im Regen stehen. Daraus resultiert, nicht nur, aber vor allem auch Kinderarmut. 35 Prozent der Zuwanderer über 20 haben nur einen Pflichtschulabschluss. Wie schaut es bei deren Kindern aus? Bei Wienern ohne Migrationshintergrund sind es lediglich 15 Prozent. Schlechte Ausbildung führt natürlich auch zu schlechter Bezahlung. Wie schaut das dann mit den Kindern der Zuwanderer aus? 

Wir haben also als Resultat dieser misslungenen Integrationspolitik diese Zustände und da wundert man sich eben über frustrierte Jugendliche, über Spannungen im Jugendbereich, über Gewalt und Kriminalität, die hier im Integrationsbereich auch durchaus sehr oft anzutreffen sind. Und das sind alles auch Themen, die mit der Kinderarmut hier auch Hand in Hand gehen. Man sieht also, diese Integrationspolitik der SPÖ-Wien ist schiefgelaufen. Diese Millionen Euro der letzten Jahre, die jährlich verschleudert werden, waren im Endeffekt sinnlos und sind verpufft. Und die Forderungen der Kinder- und Jugendanwaltschaft, die hier in diesem Bericht beleuchtet werden, nach einem Rechtsanspruch auf ein bedingungsloses Grundeinkommen – da mag ich einmal hier die Frage in den Raum stellen: Wie soll das Ganze gehandhabt werden? Wer bekommt das Geld? Bekommen das die Kinder direkt? Bekommen das die Eltern? Wie soll das aussehen? An wen erfolgt die Auszahlung? Auch die weitere Forderung der Kinder- und Jugendanwaltschaft nach einer Gesamtschule ist unserer Meinung nach der falsche Weg und wird im Gegenteil zu noch mehr Verarmung führen. 

Oder die Politik der SPÖ-Wien mit der Gebührenschraube, die in den letzten Jahren nach oben geschraubt wurde, war natürlich der falsche Weg. Der richtige Weg, auch jetzt hier eine Forderung aus dem Kinder- und Jugendanwaltschaftsbericht 2009, wäre natürlich der kostenlose Zugang zu Sport- und Freizeiteinrichtungen. Da kann ich die Kollegin Smolik nur unterstützen. Der ganz richtige Weg, nämlich global gesehen, indem man das Thema an der Wurzel anpackt, wäre eine Zuwanderung nach Bedarf, nämlich eine Zuwanderung nach Qualifikation, eine verantwortungsvolle Zuwanderung ...

Präsidentin Marianne Klicka (unterbrechend): Herr Abgeordneter, ich ersuche Sie, zum Schluss zu kommen.

Abg Mag Johann Gudenus, MAIS (fortsetzend): ... und nicht die Zuwanderungspolitik, die die SPÖ in Bund und Land betrieben hat. Ich komme schon zum Schluss. 

Wichtig wäre es, die heimische Familie zu stärken, eine Förderung ab dem dritten Kind. Und es kann nicht sein, dass Zuwanderer nur auf Grund der Sozialleistungen, die wir ihnen bieten, in unser Land kommen. (Beifall bei der FPÖ.)
Präsidentin Marianne Klicka: Ich darf heute auch eine Abordnung der Favoritner Seniorinnen und Senioren bei uns begrüßen, die hier den Ablauf der Sitzung verfolgen wollen. (Auf der Galerie nehmen etliche Besucherinnen und Besucher Platz.)

Als Nächste zum Wort gemeldet ist Frau Abg Anger-Koch. Ich erteile es ihr.

Abg Mag Ines Anger-Koch (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrte Frau Präsidentin! Meine sehr geehrten Damen und Herren! 

Wir haben von den Vorrednern sehr viele Ansätze gehört. Wir wissen, dass das Thema heute ein sehr ernstes ist. Wir reden hier über Kinder. Kinder sind unsere Zukunft. Ich denke, man muss sich noch einmal die Zahlen auf der Zunge zergehen lassen, dass im Jahre 2009 schon über 100 000 Leistungsbezieher in der Armutsfalle gelandet sind. Wir hören immer von der Stadt Wien, dass sie die höchste Lebensqualität hat. Hier wäre es dringend notwendig, dass die Leistungen so gestaltet werden, dass auch der reale Bedarf gedeckt wird.

Bei den armutsgefährdeten Kindern haben wir auch schon gehört, dass es diesbezüglich verschiedene Gründe gibt, warum sie in die Armutsfalle geraten. Aber die Ursache liegt auch oft im familiären Bereich, wo wir ja wissen, dass gerade Wien eine Scheidungsrate von fast 65 Prozent hat, dazu kommt, dass es viele Alleinerzieherinnen gibt, die durch eine Scheidung dann die finanzielle Last alleine tragen müssen. Aber auch Familien - wir haben den Fall, dass es Gott sei Dank noch mehr Familien gibt - geraten immer wieder zusehends unter Druck, weil sie eben die finanziellen Hürden nicht mehr tragen können.

Armut ist für Kinder eine Ausgrenzung. Gerade Jugendliche, wenn sie mit abgetragener Kleidung, mit zerrissenen Schultaschen und kaum Taschengeld in der Schule zurechtkommen müssen, werden dort dann oft als Außenseiter behandelt. Auch im privaten Bereich, wie Frau Kollegin Smolik schon ausgeführt hat, ist es oft so, dass die Wohnungen oft zu kalt sind, dass die Wohnungen oft zu klein sind, sodass Kinder ihre Freunde oft nicht einladen können, weil sie keinen Platz haben. Da entstehen sehr viel Scham und auch Stress für diese Kinder.

Sie können zu Hause nicht lernen, weil sie keine Ruhe haben, weil noch Geschwister herumschreien, wo auch die ganze Familie herumsitzt und sie haben keinen Rückziehungsort – all das führt natürlich dann auch oft zu schlechten Noten und zu einem schlechteren Bildungsniveau. Das sind Gründe, warum dann auch Zukunftsängste entstehen, dass diese Kinder keinen Arbeitsplatz, keine Arbeitsmöglichkeit und keine zusätzliche Ausbildung machen können.

Aber auch auf Grund der finanziellen Not herrschen natürlich auch Ernährungsprobleme, die sich dann auch in der Gesundheit der Kinder äußert. Oft bleibt ihnen der Zugang zu sportlichen Möglichkeiten verwehrt. Aber auch in der Schule können sie oft an Ausflügen und Ausfahrten nicht teilnehmen wie zum Beispiel am Skikurs oder anderen Ausflügen, wo dann oft die Elternvereine, wo die Kinder in die Schule gehen, einspringen. Jedoch aus Scham und auch einfach, weil man sich genieren muss, melden die Eltern die Kinder oft krank und die Kinder können dann an solchen Aktivitäten nicht teilnehmen. Wir wissen ganz genau und wir hören es auch immer wieder vom Herrn Stadtrat, von der Frau Stadträtin: Bildung und Gesundheit sind eine wichtige Basis für ein erfolgreiches Leben und sind ein Hebel gegen die Armut.

Es liegen sehr viele Versäumnisse der Stadt Wien vor. Wir haben es auch ganz kurz von unserem Kollegen Gudenus gehört. Das ist die Gebührenerhöhung, die sie erhöhen und damit auch junge Familien und viele Kinder in die Schuldenfalle treiben. Auch der Rechnungshof hat bemängelt, dass die Gebühren von Wasser, Müll und Energie eine unnötige Belastung für die Wiener und Wienerinnen darstellt. Frau Kollegin Smolik hat auch gesagt, es gibt keinen Armutsbericht, aktuelle Daten können nicht erhoben werden. Aber auch Anträge und Vorschläge, die wir immer wieder eingebracht haben, den letzten am 26.2.2010 durch meine Kolleginnen Praniess-Kastner und Ingrid Korosec, wo wir die Sicherstellung der Bedarfsdeckung der Bekleidungszulage in der Sozialhilfe verlangt haben, wurden mit der Stimmenmehrheit der SPÖ abgelehnt. Hier kommen Eltern immer wieder in eine beschämende Situation, weil sie den Kindern im Winter nicht einmal Wintersachen beziehungsweise feste Schuhe zur Verfügung stellen können. Wir wissen, es herrscht ein Mangel an Grundversorgung und wir hören es ja immer wieder durch die Spendenaufrufe der Hilfsorganisation Caritas beziehungsweise selbst im Radio haben wir schon Spendenaufrufe, wo Kindern und Familien mit Lebensmitteln geholfen werden kann.

Sie bezeichnen sich immer als sozial und schwärmen, wie sozial diese Stadt ist. Dann kommen Sie bitte diesem nach, sonst droht uns eine gesellschaftliche Katastrophe. - Danke. (Beifall bei der ÖVP.)
Präsidentin Marianne Klicka: Als Nächste zum Wort gemeldet ist Frau Abg Mag Straubinger. Ich erteile es ihr. 

Abg Mag Sybille Straubinger (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr geehrte Abgeordnete! 

Kinderarmut ist ein Drama. Jedes einzelne Kind, das in Armut leben muss, ist ein Kind zu viel, und ich diskutiere jetzt auch nicht über die Zahlen, ob das jetzt 100 000, 90 000 oder weniger sind, denn Österreich ist eines der reichsten Länder der Europäischen Union und ich glaube, es sollte nicht sein, dass Kinder in Armut leben müssen. Armut ist aber ein real existierendes Problem, es gibt sie. Und ich habe nur wenige Minuten Zeit, um dieses wirklich große breite Thema, das man sehr umfassend diskutieren muss, jetzt zu behandeln. 

Die wesentlichsten Punkte für mich sind: Ich sehe, dass Sozialpolitik eine Kernaufgabe des Staates, eine Kernaufgabe auch der Stadt und ein Querschnittsthema ist, das nicht ein Ressort betrifft, sondern alle Ressorts der Stadt, und die Stadt arbeitet auch daran. 

Und wenn Kollegin Smolik sagt, Wien signalisiere, „du bist nichts wert“, dann finde ich das, gelinde gesagt, eine Frechheit, denn ich glaube, Wien signalisiert den Menschen sehr wohl, „du bist etwas wert“ und vor allem auch den Kindern, „du bist etwas wert“. (Beifall bei der SPÖ.) 
Wir haben 2010 ein Sozialbudget von 1,14 Milliarden EUR, das ist das reine Sozialbudget, im Ressort. Dieses bietet über 200 000 Menschen Unterstützung, und das in einer breiten Palette. Diese Form der Unterstützung reicht von der Sozialhilfe über den Heizkostenzuschuss über Leistungen der ambulanten mobilen Pflege über Mietbeihilfe über Hilfe in besonderen Lebenslagen über den Mobilpass bis hin zu vielen anderen Arten sozialer Hilfe. 

Armut hat aber viele Facetten und das heißt, das geringe Einkommen ist nicht das einzige Kriterium, sondern in Armut zu leben oder armutsgefährdet zu sein, bedeutet vor allem, geringe Verwirklichungschancen im Leben zu haben. Das heißt aber auch, dass es nicht nur um monetäre Leistungen geht, sondern dass es, in einem sehr hohen Ausmaß sogar, um Transferleistungen in Form von öffentlichen Dienstleistungen geht, die bereitgestellt werden. Das heißt, es muss ein funktionierendes Gesundheitssystem geben, zu dem alle Zugang haben. Es gibt in Wien einen gemeinnützigen Wohnbau - 60 Prozent aller Menschen in der Stadt leben in einer geförderten Wohnung - und es gibt auch kostenlose, günstige Freizeitangebote, vor allem auch für Kinder. Und es gibt ein riesiges Angebot in Wien, von den Musikschulen über die Singschulen in Wien, über die Sportvereine, die auch von der Stadt her gefördert werden, um kostengünstig Zugang zu gewähren, bis zu den Sport- und Fun-Hallen, wo sozusagen wirklich ein minimaler Beitrag zu leisten ist. 

Es gibt aber auch viele kostenlose Angebote für Kinder, es gibt monatlich einen dicken Folder von wienXtra zum Thema Familientage, wo viele kostenlose Angebote enthalten sind, es gibt monatlich einen dicken Folder zum Thema Jugend in Wien, es gibt das Ferienspiel, die Spielebox, es gibt das Medienzentrum, es gibt vor allem auch die Parkbetreuung, die Jugendzentren und die mobile Jugendarbeit, wo mit Kindern gearbeitet wird und wo ihnen auch Perspektiven geboten werden. 

Und es gibt auch seit Kurzem, um nur noch ein Beispiel zu nennen, den kostenlosen Eintritt in alle Bundesmuseen und in alle Wiener Museen, und auch das hat eine sozialdemokratische Bundesministerin auf Bundesebene durchgesetzt, dass es diesen kostenlosen Eintritt für Kinder und Jugendliche bis 19 Jahre gibt. Und ich glaube, das ist zum Beispiel ein wirklich wichtiger Meilenstein. Es gibt Ferienaufenthalte für Kinder und Familienurlaube, die von der MA 11 gefördert werden. 

Aber nichtsdestotrotz ist es schwierig, - und das ist ja nicht nur eine finanzielle Frage - auch alle Kinder und Jugendliche mit diesem Angebot zu erreichen, und deshalb ist unser Angebot niederschwellig, deshalb erfolgt es vor Ort, und deshalb sind solche Einrichtungen wie die Parkbetreuung, wie die Jugendzentren, wie auch die mobile Arbeit vor Ort so wesentlich. 

Und natürlich ist deshalb auch ganz besonders das wesentlich, was in der Schule geboten wird, denn dort sind alle Kinder, unabhängig von ihrer Herkunft, unabhängig von ihrem Einkommen, erreichbar und dort bestehen quasi ganz viele Möglichkeiten, den Kindern Dinge nahezubringen, sie Dinge zu lehren, wie zum Beispiel Eislaufen im Winter oder Schwimmen im Sommersemester. Das primäre Ziel muss aber sein, dass Armut erst gar nicht entsteht. Kinderarmut entsteht immer durch Elternarmut. Und das heißt, um Kinder vor Armut zu schützen, muss man schauen, dass Erwachsene nicht in die Armut abrutschen. Das bedeutet, dass Berufstätigkeit immer noch der beste Schutz vor jeder Armut ist. Und ich glaube, das ist nicht einfach in Zeiten einer Wirtschaftskrise, aber auch hier gibt es vieles, was auf der Bundesebene von Sozialminister Hundstorfer getan wird. Hier gibt es ein wahnsinnig dichtes Angebot auch vom WAFF, und das heißt aber auch, ein modernes Bildungssystem. 

Und jetzt bin ich in der Situation, dass ich über das Bildungssystem kaum mehr etwas sagen kann, weil diese fünf Minuten schon fast wieder um sind, aber Kindergarten in Wien, Gratiskindergarten, ganztägiger Ausbau, Nachmittagsbetreuung, dass Kinder auch in der Schule lernen können, dort gute Bedingungen haben und, um nicht zu vergessen, das jetzt auch noch zu erwähnen, Meilensteine in der Sozialpolitik wie die Einführung eines Mindestlohns von 1 000 EUR und die bedarfsorientierte Mindestsicherung, wo Wien schon lange bereitsteht, diese endlich einzuführen. 

Und, nur um das abzuschließen auch dies noch: Es wird auch eine Frage sein, wer die Kosten dieser Krise bezahlt, dieser Wirtschaftskrise, mit der wir jetzt alle leben müssen. Und ich glaube, da kann es nur ein Bereich sein, denn da kann es nicht darum gehen, Massensteuern einzuführen, wie die ÖVP das sagt, denn das trifft diese Familien, das trifft die Kinder, das trifft sozusagen alle, die an der Armutsgrenze leben, sondern es gibt genug Bereiche im Finanzmarkt, in der Vermögenszuwachssteuer und so weiter, wo man beweisen kann, dass man etwas gegen Kinderarmut tun will und diesen ärmsten der Familien auch wirklich wieder weiterhelfen will. Und ich glaube, das können Sie in nächster Zeit auch auf Bundesebene beweisen. Danke. (Beifall bei der SPÖ.) 

Präsidentin Marianne Klicka: Als nächste Rednerin zum Wort gemeldet ist Frau Abg Matiasek. Ich erteile es ihr. 

Abg Veronika Matiasek (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr geehrte Damen und Herren! 

Es hätte mich jetzt gewundert, wenn meine Vorrednerin von der SPÖ außer der Darstellung dessen, was Wien nicht alles leistet, auch zusätzlich gesagt hätte: „Aber wir werden weit mehr Verantwortung dafür übernehmen“, und hier die Verantwortung sozusagen wieder einmal auslagert. 

Wenn man von Kinderarmut hört, denkt man ja in der Regel an große, hungrige Augen, an Hungerbäuche und an Ausländerkinder der Dritten Welt und nicht so sehr daran, dass es diese Armut der Menschen allgemein, aber im Besonderen von Kindern, auch hierzulande, hier in dieser Stadt - wir haben ja heute schon die Zahlen gehört - in großer Zahl vorhanden ist. Und wäre es nur ein Drittel davon, wäre es trotzdem zuviel, weil wir wollen, und auch das ist ja gesagt worden, keine oder so wenig wie möglich armen Menschen überhaupt, aber im Besonderen keine armen Kinder haben. 

Es gibt ja unterschiedliche Formen von Armut. Das eine ist natürlich die finanzielle Armut und damit verknüpft, aber nicht unbedingt damit verknüpft, eine Beziehungs- und eine Bildungsarmut. Wenn alles zusammenkommt, wenn in einer Familie eine desaströse soziale Situation herrscht und nicht nur zuwenig Geld vorhanden ist, sondern auch jede Menge an psychischen Problemen, an Spannungsfeldern da ist, dann ist es besonders schlimm. Es ertragen viele ihre Armut leise und mit Demut dazu - das trifft viele arme alte Menschen, das trifft aber auch viele Familien und deren Kinder - und sie fordern nicht, verlangen nicht und schreien nicht, sondern haben sich an ihre Situation gewöhnt. Und gerade bei diesen Familien ist besonders anzusetzen. Die Ursachen sind unterschiedlich, fest steht aber eines, dass heute Familien, die drei und mehr Kinder haben, besonders von Armut bedroht sind, fest steht auch, dass es natürlich Alleinerzieher oder Alleinerzieherinnen in der Regel, besonders schwer haben, Monat für Monat über die Runden zu kommen. 

Es sind ja schon viele Bereiche angesprochen worden, ich möchte aber zwei herausgreifen: Es ist unwidersprochen, dass Armut mit Krankheit im Zusammenhang steht, dass arme Kinder schlechter ernährt sind, dass arme Kinder öfter krank sind. Und wir haben, und das wird auch immer wieder kritisiert, ja den Bereich der psychiatrischen, psychologischen und psychotherapeutischen Betreuung von Kindern. Und vor allem bei Therapien ist es so, dass sie nicht lückenlos und kostenlos zur Verfügung stehen, und das trifft ja genau die Kinder, die sowieso schon in einem gewissen Spannungsfeld groß werden, in Konflikten groß werden und hier natürlich die Anfälligkeit zu einer psychiatrischen Auffälligkeit weitaus größer ist, und aus Kostengründen eine Therapie nicht in Anspruch genommen werden kann. Hinzu kommen auch noch die langen Wartezeiten, und da muss man sagen, selbstverständlich haben hier Kinder aus Familien, wo man sich’s leisten kann, die Nase vorne, wenn man eben nicht darauf angewiesen ist, eine bestimmte Einrichtung auszusuchen, auf die man vielleicht noch lange warten muss, oder erst in einem Jahr drankommt. Gerade bei kleinen Kindern zählt hier ja jeder Monat, praktisch jede Woche, und da hat Wien absolut Nachholbedarf. Wir fordern schon lange, dass psychotherapeutische und psychologische Betreuung, vor allem von Kindern, und auch die Möglichkeit eines durchgehenden Screenings in den Kindergärten kostenlos zur Verfügung zu stellen ist. Das muss von Seiten der Krankenversorgung übernommen werden. 

Ein anderer Punkt, den ich noch ganz kurz, denn ich habe nicht einmal mehr eine Minute Zeit, ansprechen will, ist die Armutsfalle „behindertes Kind in der Familie“. Wir erleben es immer wieder in Berichten, dass die Versorgung und Betreuung eines behinderten, oft eines schwer behinderten Kindes, eine Armutsfalle für die Familie ist, weil hier die entsprechenden finanziellen, aber auch sozialen Unterstützungen fehlen. Wenn sich eine Familie dazu entschließt, dieses Kind selbst von früh bis spät zu betreuen, dann ist das nicht nur eine große Belastung für die Eltern an Energie und an Arbeitsaufwand, sondern hier droht auch immer wieder die Armutsfalle. Mit betroffen sind auch die Geschwister dieser Kinder, und auch hier ist gegenzusteuern. Behinderung oder die Betreuung von Behinderten darf nicht zur Armutsfalle werden. 

Kurz zum Ende: Es wird die Unterstützung der Familien und zwar egal, in welcher Form, notwendig sein, ob es nun die Familie mit Vater, Mutter und Kindern oder die Alleinerzieherfamilie ist, ob sich die Familie dazu entschließt, dass beide Elternteile arbeiten gehen oder ein Elternteil zu Hause zur Versorgung der Kinder bleibt. Eine weitaus bessere Unterstützung der Familien ist ein Gebot der Stunde. (Beifall bei der FPÖ.) 
Präsidentin Marianne Klicka: Als nächster Redner hat sich Herr StR Ellensohn zum Wort gemeldet. Ich erteile es ihm. 

StR David Ellensohn: Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! 

Wo kommen die Zahlen alle her, die hier referiert werden? Wir von den Grünen haben hier mehrfach einen Armuts- und Reichtumsbericht von der Gemeinde Wien gefordert. Den verweigert die SPÖ-Stadtregierung aus guten Gründen, wie ich meine, und deswegen machen die Grünen jetzt einen eigenen Armutsbericht. Wir haben uns kapitelweise herangearbeitet, und es gibt sehr viele dramatische Zahlen zu Alter in Armut, Armut bei Arbeitslosigkeit. Aber das Kapitel, das wir heute besprechen, ist das Drama Kinderarmut, und ich muss ein paar Zahlen herausgreifen. 

Was heißt das, 100 000 Kinder leben in Wien in Armut, nämlich fast doppelt so viele wie noch vor 5 Jahren. Was ist denn da passiert, und wer hat dafür die Verantwortung, und was kann man machen. Es fühlen sich ja alle betroffen, wenn sie die Zahlen hören, aber was heißen die Zahlen genau, und gibt es einen Unterschied, ja, wird das woanders besser gemacht? 

Wenn ich dann sage, in Dänemark ist die Chance eines Kindes, dass es in einem armen Haushalt lebt, nur ein Drittel, also in Wien dreimal so hoch, dann werden einige sagen, wir wohnen nicht in Dänemark, und das kann man nicht vergleichen. Wenn man in Österreich die Armut insgesamt von allen Gruppen, die hier leben, vergleicht, dann ist es in der Stadt ein bisschen mehr als in den Bundesländern. In Zahlen ausgedrückt sind das 17 Prozent Armut in Wien und 13 Prozent in den Bundesländern. Wenn man Kinderarmut vergleicht, ist es wesentlich dramatischer, und deswegen rentiert es sich auch, genau darauf zu schauen. 24 Prozent in Wien und ein bisschen etwas und 14 Prozent in den Bundesländern. 

Warum ist das Risiko eines Kindes, in Wien arm zu sein wesentlich höher, als wenn es in Vorarlberg, Tirol, Salzburg oder Niederösterreich aufwächst. Warum ist das so? 

Das belegen Zahlen, die sind ja nicht von uns, sondern das sind ganz normal ausgewertete Daten von diesem EU-Zielverfahren, die man auch für alle anderen Armutsindikatoren heranzieht. In Wien ist ein Kind ärmer als in jedem anderen Bundesland, und das in einem derartig hohen Ausmaß, dass man sich fragen muss, wie das passieren kann. Wenn man die Zahlen genau herunterbricht, heißt das zum Beispiel in Wien, dass in einem AlleinerzieherInnenhaushalt bei Kindern, egal, ob das eines oder mehrere sind, die Wahrscheinlichkeit, dass dieses Kind in den letzten vier Jahren irgendwann in einem Armutshaushalt war, 60 Prozent beträgt. Mehr als die Hälfte von Kindern in alleinerziehenden Haushalten sind irgendwann darunter und ich nehme an, sie sind nicht 3 Jahre steinreich und 1 Jahr arm, sondern leben dann halt knapp über der Grenze. 60 Prozent der Kinder in alleinerziehenden Haushalten sind zwischendurch arm. Eine schockierende Zahl, wenn man sie so liest, sogar noch ein höheres Risiko als die Mehrkindfamilie, weil die trifft es dann als zweitstärkste Familie mit 3 Kindern und mehr. Die Chance, dass die in Armut leben, ist auch wieder 40 Prozent höher als bei den anderen. 

So, und was heißt das jetzt an einem konkreten Beispiel, weil das sind alles immer so nackte Zahlen um die Kinderarmut. Fakt ist, in Wien ist es wesentlich schlechter als in den Bundesländern, Fakt ist, es gibt Länder, die es besser machen. In Dänemark ist die Chance für ein Kind nicht einmal ein Drittel so hoch. Das würde heißen, hätten wir das System von Dänemark, dann hätten wir statt der 100 000 immer noch viele, aber doch nur 30 000. Ein schöner Unterschied, ja. Würden wir das tun, hätten wir 70 000 gerettet, oder wenn wir das, was die anderen acht Bundesländer machen, hätten wir statt 24 Prozent 14 und das hieße dann, es sind viele Zehntausende Kinder aus der Armutsfalle gerettet. 

Jetzt nehme ich aber ein Beispiel: In diesem Haus hat Peter Kern, ein Autor und Regisseur, für sein Werk ein goldenes Ehrenzeichen bekommen. Und was hat er gemacht, als er das erhalten hat? Er hat zwei Kinder aus der ersten Reihe zu sich geholt und denen dieses Ehrenzeichen gegeben und die Geschichte dazu erzählt. Der Regisseur Peter Kern wohnt im Gemeindebau, und diese zwei Kinder auch. Was ist den beiden Kindern passiert? Mama, Papa, zwei Kinder, die Mutter ist an Krebs gestorben, das ist schlimm genug, und der Mann läuft im Jänner mit einer Zange am Gang herum und der Peter Kern fragt ihn, was machst du mit der Zange, weil er kennt seinen Nachbarn. Der sagt: „Ich gehe jetzt hinunter, mir hat man Strom und Gas abgedreht, meine Kinder sitzen in der Wohnung und frieren.“ Im Jänner heuer, und wer sich erinnert, der weiß, es war ziemlich kalt, aber ganz unabhängig davon, er hat gesagt, ich gehe jetzt hinunter, ich mache etwas, was ich nicht tun darf, weil meine Kinder frieren und das kann ja so nicht sein, das geht nicht. Die Geschichte endet leider noch schlimmer, weil der Vater auch schwer krank war. 

Die Frage ist: Sollen in dieser Stadt Kinder frieren, ja oder nein? Da sagt jeder Nein. 100 000 leben in Armut, sollen Kinder aus dem Gemeindebau delogiert werden können, ja oder nein? 100 000 Delogierungen im Jahr im Gemeindebau, etliche Kinder darunter. Und wir sagen, wenn man schon nicht die ganze Armut auf einmal abschaffen kann, dann gehen wir einmal die an, die nichts dafür können, weil ein 3‑jähriges Kind, ein 3‑jähriger Bub, ein 5‑jähriges Mädchen, da wird keiner da herinnen sitzen und sagen, die sind selber schuld. Die sind nicht selber schuld. Und die Vorschläge der Grünen sind, das zu tun, was Wien selber machen kann, nämlich diesen Richtsatz zu erhöhen, der jetzt nicht einmal die Hälfte von der Armutssicherheit bedeutet. Das kostet Geld, aber wenn uns die Kinderarmutsbekämpfung kein Geld wert ist, dann frage ich mich, wo wir überhaupt noch Sozialpolitik in der Stadt machen wollen. Das Risiko von einem Kind, hier ärmer zu sein als in einem anderen Bundesland, das ist inakzeptabel, das geht nicht, und hier sind wir alle gefordert. Wir haben Vorschläge präsentiert, ich bin aber auch für jeden anderen offen, und ich möchte nicht, dass wir 100 000 arme Kinder in der Stadt haben, sondern so wenig wie möglich und am liebsten kein einziges. Und wenn man nichts tut, noch einmal, ja, das waren 53 000 vor 5 Jahren, es waren 91 000 2008, es sind 100 000 2010. Nun, wie lange soll man denn da zuschauen. Bitte, unternehmen wir alle gemeinsam etwas gegen die wirklich grassierende Kinderarmut, gegen dieses Drama. Bis jetzt ist dagegen, ich sage nicht, nichts, aber offensichtlich nichts Wirksames geschehen. Diese Zahlen sind dramatisch, sie gehören geändert, und es braucht gemeinsame Anstrengungen dafür. Danke. (Beifall bei den GRÜNEN.) 
Präsidentin Marianne Klicka: Als nächste Rednerin zum Wort gemeldet ist Frau Abg Riha. Ich erteile es ihr. 

Abg Monika Riha (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr geehrte Damen und Herren! 

Ich möchte mich beim Schluss vom Herrn Kollegen Ellensohn anschließen. Ich bin voll Ihrer Meinung, jedes Kind in Wien, das unter der Armutsgrenze leben muss, ist jedenfalls eines zuviel. Ich gebe Ihnen vollkommen recht, null wäre die richtige Antwort. Und es ist schon unglaublich, dass eine so reiche Stadt wie Wien - man würde es ja nicht vermuten, denn normalerweise reden wir ja von ganz anderen Regionen, wenn wir über Kinderarmut sprechen - 100 000 Kinder hat, die in der Armutsfalle leben, und das ist wirklich kein Aushängeschild für diese Stadtregierung. (Beifall bei der ÖVP.) 

Die unterschiedlichen Beiträge, die heute geliefert wurden, haben ja schon gezeigt, wie komplex dieses Thema ist. Es ist also nicht durch einen Schritt oder durch eine Handhabung zu verändern, es ist verzahnt und vernetzt und es gibt einfach viele Hintergründe dafür. Neben den finanziellen, die angesprochen wurden, neben den sozialen, bildungs‑ und gesellschaftspolitischen Hintergründen gibt es etliche Studien, die belegen, dass vorrangig mangelnde Bildungschancen, schwierige Lebensumstände in den Familien, mangelnde Integration die Hauptauslöser für Kinderarmut sind, und dass es viele Folgeprobleme gibt. Mangelernährung hat große Auswirkungen auf die Gesundheit, negative Bildung oder keine Chance auf Bildung hat Auswirkungen am Arbeitsmarkt, und so weiter. Familiäre Schwierigkeiten haben Auswirkungen, oftmals landet oder endet das bei Gewalt in der Familie. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren, eines ist mir wirklich wichtig: Spätes Handeln ist hier wirklich fatal. Und etwas, was heute noch nicht erwähnt wird, ist mir wirklich ein großes Anliegen: Der Fokus muss auf frühzeitiger Prävention liegen. Die wichtige Vorsorgepolitik muss einfach mit der Geburt beginnen, muss in den vorschulischen Betreuungseinrichtungen fortgesetzt und in den Schulen kontinuierlich umgesetzt werden. Wenn wir diese Kinder bereits im Vorschulalter erfassen, wenn wir die Probleme dieser Kinder bereits im Vorschulalter erfassen, dann werden die Chancen, die individuelle Entwicklung zu verbessern oder soziale oder finanzielle Defizite zu erkennen, einfach größer und man kann früher eingreifen und kann vieles verhindern. 

Sicherlich ist der gebührenreduzierte Kindergarten auch ein wichtiger und richtiger Schritt in diese Richtung, ich möchte aber trotzdem unsere Forderung nach dem bedarfsgerechten Ausbau wiederholen: Es braucht dann aber auch wirklich für jedes Kind einen Platz, auch für die Verankerung des Rechtsanspruches. Und wir brauchen ein besonderes Qualitätsmanagement, gerade um jenen Kindern, die besonders von der Kinderarmut gefährdet sind, jene Ausbildung zu garantieren, die sie brauchen, um ihre Ausgangslage nachhaltig zu verbessern. 

Die Präventionsarbeit und der Kampf gegen Kinderarmut beginnt aber auch bei den Eltern. Möglichst frühzeitig müssen sie erreicht werden, offensiv soll das sein, aufsuchend sollte die Jugend- und Familienarbeit sein, es sollte möglich sein, einerseits einen Zugang über Elternbildung zu schaffen, denn auch von der Erziehungskompetenz der Eltern hängt sehr viel und letztlich die Zukunft unserer Kinder ab. Der Kampf gegen Kinderarmut muss aber auch über die aufsuchende Familienarbeit gehen. Was diesen Punkt betrifft, sind uns deutsche Städte wirklich voraus, zum Beispiel gibt es in der Stadt Dormagen schon seit sieben Jahren Hausbesuche, wo sich die Mitarbeiter des Jugendamtes, ausgestattet mit dem so genannten Babypaket, kurz nach der Geburt ein Bild machen, in welchen Verhältnissen die Kinder leben. Das ist eine Möglichkeit, um einen positiven Ansatz zu finden. Wien - da gibt es zwar auch ein Babypaket - macht es leider anders, hier wird das Babypaket einfach im Spital abgegeben. Ich finde diese Chance in Dormagen, durch Besuche direkt auf Eltern zuzugehen, das Gespräch zu suchen, einfach wichtig. Es braucht jedenfalls unbedingt frühzeitigen Beginn, schon ab der Geburt, fortgesetzt im Kindergarten, weiter über die Schule. Es ist die Aufgabe der Stadtregierung, einfach für Kontinuität zu sorgen und nicht zuletzt verlangen wir auch deshalb verstärkte Schulsozialarbeit und einen bedarfsgerechten Ausbau der Nachmittagsbetreuung. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren, ich glaube, wir sind uns alle einige, so wie ich eingangs gesagt habe: Jedes Kind in Wien muss eine Chance haben, egal, mit welchem Hintergrund, in seiner Bildungs- und Lebenslaufbahn die gleichen Möglichkeiten zu haben. Bekämpfen wir Kinderarmut einerseits natürlich mit finanzieller Unterstützung, aber vor allem mit Bildung, Familienbetreuung und Familienunterstützung. Danke. (Beifall bei der ÖVP.) 

Präsidentin Marianne Klicka: Als nächste Rednerin zum Wort gemeldet ist Frau Abg Mag Ramskogler, ich erteile es ihr. 

Abg Mag Sonja Ramskogler (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Sehr geehrte Damen und Herren! Sehr geehrte Frau Vorsitzende! 

Wenn man in dieser Aktuellen Stunde zugehört hat, könnte man meinen, zum Teil standen hier nicht nur Kolleginnen und Kollegen anderer Fraktionen, sondern zum Teil hatte man heute den Eindruck gehabt, es könnten hier alle wirklich Ahnung haben, was Sozialdemokratie heißt, nämlich Sozialdemokratie heißt genau jenes, was Sie hier heute alle beschrieben haben. Sozialdemokratie heißt, solidarisch für alle da zu sein, hier gemeinsam ein Miteinander für alle zu schaffen, egal, ob es Menschen sind, die zum Beispiel einen anderen Migrationshintergrund haben, ob es Kinder sind, die einen anderen Migrationshintergrund haben, aber auch, ob es sozial schwächere Menschen sind mit Kindern, die natürlich diese Möglichkeit haben, dass sie in Armut verfallen können. Das sind genau jene Menschen, die von der Sozialdemokratie vertreten worden sind, und das schon immer, sehr geehrte Damen und Herren, nicht erst seit heute, sondern seit 100 Jahren. Es war ja ein Bestreben der Sozialdemokratie, für die Arbeit von Menschen einzutreten, denn Arbeit ist jener Zukunftsfaktor, der Armut vermeiden kann. (Beifall bei der SPÖ.) 

Wenn es um Arbeit in Wien geht, sehr geehrte Damen und Herren, dann ist die Wirtschaftspolitik, die in Wien betrieben wird, hauptsächlich auf Arbeit aufgebaut. Es wird hier hauptsächlich darauf geachtet, dass Menschen nicht in die Jugendarbeitslosigkeit kommen und von der Jugendarbeitslosigkeit nicht mehr herausfinden und in Nichtbeschäftigung geraten, sondern eine Langzeitbeschäftigung finden, denn vor allem Arbeit unterstützt die Menschen, die nicht in eine Armutsfalle geraten sollen, und insbesondere Alleinerziehende. Alleinerziehende sind laut Statistik mit ihren Kindern jene, die hauptsächlich von Armut betroffen sind, oder auch Migranten und Migrantinnen, die in erster Linie von Armut betroffen sind. 

Was macht die Stadt, was macht ein sozialdemokratisches Wien? Hier gibt es den Gratiskindergarten, genau jene Einrichtung, wo Alleinerziehende, damit sie wieder in den Arbeitsprozess kommen, ihre Kinder in einen Kindergarten geben können. Sehr geehrte Damen und Herren, Sie denken anscheinend nicht ganz so in die Zukunft, wie es die Sozialdemokratie macht, denn sehen Sie auf Bundesebene, (Zahlreiche Missfallenskundgebungen bei der Opposition.) sehen Sie auf Bundesebene, sehr geehrte Damen und Herren, denn auf Bundesebene wird von der Sozialdemokratie, von Bundeskanzler Faymann, eine Kapitalertragssteuer gefordert, (Abg Mag Gerhard Ebinger: Wer aber wird es zahlen!), es wird gefordert, dementsprechend Reiche zu besteuern, es wird eine Umverteilungspolitik gefordert. (Abg Dr Herbert Madejski: Ja, die Reichen!) Was macht die ÖVP? Der ÖVP ist das natürlich kein Anliegen, da sind eher als Erstes die Ökosteuern gefragt. Was machen die Grünen? Die Grünen gehen her und sagen: „Na ja.“ Also, ganz so entschieden klare Aussagen wegen einer Umverteilungspolitik, eine Zustimmung also, kommt auch nicht von den Grünen auf Bundesebene. Sagen Sie es dort, wo es hingehört, nämlich mehr Budget für die Sozialpolitik österreichweit, und dafür steht die SPÖ. (Beifall bei der SPÖ – Abg Mag Wolfgang Jung: Wovon reden Sie!) 

Sie sagen, Herr Kollege, wir reden nur davon? Über eine Milliarde Sozialbudget, über eine Milliarde, erstens. Zweitens, meine Kollegin hat es heute schon erwähnt, zig Leistungen bietet die Stadt im Bereich der Sozialpolitik, bietet die Sozialhauptstadt. Nicht umsonst wird von manchen anderen politischen Kräften ständig hergegangen und gesagt, wir seien zu sozial. Zu sozial, das müssen wir uns zum Teil vorwerfen lassen von dieser Seite, aber dieses Mal nicht von dieser Seite. Aber ganz egal, wenn Sie meinen, dass Sie uns hier heute in dieser Aktuellen Stunde erklären können, wie wir Kinderarmut in Wien verhindern können, dann denke ich, dass wir das miteinander in Verbesserungskonzepten durchaus auch soweit bringen können, dass es einmal keine Armut von Kindern geben wird. Nichtsdestotrotz müssen Sie dabei aber auch überlegen, wovon wir denn heute sprechen, wenn es um Armut geht. 

Sie gehen, wenn es um Armut geht, von einem Niveau aus, das europäisch wirklich sehr hoch liegt. Und das müssen wir schon auch hier betonen, wenn es um die Wohnverhältnisse im sozialen Wohnbau geht, dass es ein Armutsniveau ist, wo wir von einem sehr hohem Level aus sprechen. (StR David Ellensohn: Nehmen Sie einfach Dänemark!) In Wien, das möchte ich betonen, lässt die Sozialhauptstadt Wien auf Grund der sozialdemokratischen Politik niemanden in Armut leben, weil es ja eine Sozialhilfe gibt, weil es eine Unterstützung gibt auf allen Ebenen. (Beifall bei der SPÖ.) 

Präsidentin Marianne Klicka: Somit ist die Aktuelle Stunde beendet. Bevor wir zur Erledigung der Tagesordnung kommen, gebe ich gemäß § 15 Abs 2 im Zusammenhalt mit § 31 Abs 1 der Geschäftsordnung bekannt, dass eine schriftliche Anfrage von Abgeordneten des ÖVP-Klubs der Bundeshauptstadt Wien eingelangt ist. Vor Sitzungsbeginn ist von Landtagsabgeordneten des ÖVP-Klubs der Bundeshauptstadt Wien ein Antrag eingelangt. Den Fraktionen wurde dieser Antrag schriftlich bekannt gegeben. Die Zuweisung erfolgt wie beantragt. 

Die Abgen Karin Praniess-Kastner, Ingrid Korosec, Claudia Smolik und David Lasar haben gemäß § 30b der Geschäftsordnung eine Gesetzesvorlage betreffend Berücksichtigung von Menschen mit Behinderung im Wiener Antidiskriminierungsgesetz eingebracht. Diesen Antrag weise ich dem Ausschuss für Integration, Frauenfrauen, KonsumentInnenschutz und Personal zu. 

Wir kommen nun zu Postnummer 1. (Abg Dipl-Ing Martin Margulies: Ich möchte mich zum Wort melden!) Bitte. Eine Wortmeldung zur Geschäftsordnung. 

Abg Dipl-Ing Martin Margulies (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrte Damen und Herren! Sehr geehrte Frau Präsidentin! 

Das Wahlrecht ist ein ganz wesentlicher Punkt, und insbesondere beim Wahlrecht sollte man daher aufpassen, dass bei der Beschlussfassung nicht eine Rechtsunsicherheit besteht. Ich möchte daher darauf aufmerksam machen, dass meines Erachtens ein schwerer formaler Mangel in der ersten Lesung dazu geführt hat, dass man die erste Lesung wiederholen müsste. 

Die Kollegen Tschirf und andere von der ÖVP, Chorherr und ich, haben Abänderungsanträge eingebracht, ordnungsgemäß eingebracht. Diese Abänderungsanträge wurden formal falsch abgestimmt. (Abg Günter Kenesei: Oh weh!) Die Geschäftsordnung des Landtages sieht vor, dass der Gang der Verhandlung ist, dann ist der Schluss der Verhandlung, dann kommt die Berichterstatterin zum Wort, im Anschluss an die Berichterstatterin werden Abänderungsanträge abgestimmt. 

Mir liegt das Protokoll der letzten Sitzung vor. Zuerst die Wortmeldungen, und mitten in der Verhandlung lässt Frau Präsidentin Klicka die Abänderungsanträge abstimmen. Sorry, liebe Kolleginnen und Kollegen von der SPÖ, das geht nicht, das ist ein schwerer formaler Mangel. Die Abänderungsanträge wurden zwar abgelehnt, und ich lese nun weiter: „Somit ist der Abänderungsantrag nicht angenommen“, und dann erklärt Frau Präsidentin Klicka: „Ich erkläre die Verhandlung nun für geschlossen und erteile der Frau Berichterstatterin das Schlusswort.“ Auf das hinauf kommt die Frau Berichterstatterin. 

So geht es nicht, das ist ein formaler Mangel, meines Erachtens müsste die erste Lesung wiederholt werden und ich fordere daher gemäß § 17 Abs 6 die Absetzung dieses Tagesordnungspunktes. Ich danke Ihnen sehr. (Beifall bei den GRÜNEN.) 
Präsidentin Marianne Klicka: Herr Obmann Tschirf, bitte. 

Abg Dr Matthias Tschirf (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Meine sehr geehrten Damen und Herren! 

Ich schließe mich meinem Vorredner an. Es ist tatsächlich nicht geschäftsordnungsgemäß abgestimmt worden. Das heißt, über Anträge, die auch meine Unterschrift tragen, ist nicht abgestimmt worden. Ich ersuche daher um eine geschäftsordnungsmäßige Vorgangsweise, das heißt um eine Wiederholung der ersten Lesung. (Beifall bei der ÖVP. ) 
Präsidentin Marianne Klicka: Ich ersuche die Klubobleute, zu einer Präsidiale zusammenzukommen, um die weitere Vorgangsweise zu besprechen. Daher erfolgt nun eine Sitzungsunterbrechung. Ich ersuche alle, im Saal zu bleiben. Danke! 

(Die Sitzung wird zur Abhaltung einer Präsidialkonferenz des Landtages von 11.35 bis 11:59 Uhr unterbrochen.)
Präsident Prof Harry Kopietz: So, ich nehme die Sitzung des Landtages wieder auf, und nach einer eingehenden Debatte in der Präsidiale werden wir nunmehr über die Aufforderung auf Absetzung eines Verhandlungsgegenstandes, so wie es in der Geschäftsordnung vorgesehen ist, abstimmen lassen, und ich bitte jene Damen und Herren, die dem Antrag auf Absetzung die Zustimmung erteilen wollen, um ein Zeichen mit der Hand. - Das ist die Minderheit, und der Antrag ist somit abgelehnt. 

Wir kommen damit zur Postnummer 1 und ich darf ... (Abg Dipl-Ing Martin Margulies: Ich habe etwas zur Geschäftsordnung zu sagen!) Zur Geschäftsordnung, bitte. 

Abg Dipl-Ing Martin Margulies (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrte Damen und Herren!

Ich habe es vorher schon formuliert: Es ist schwierig, auch wir als GRÜNE müssen es zur Kenntnis nehmen, wenn in unseren Augen etwas inhaltlich Falsches beschlossen wird. Das haben Sie gemacht - gut und schön. 

Aber es geht bei dieser Abstimmung und bei der Frage der Absetzung nicht darum, ob der Wiener Landtag der Meinung ist, dass es abgesetzt werden soll, sondern es handelt sich um einen klassischen Formalfehler im Gesetzwerdungsprozess, wo der Herr Präsident, wenn er danach trachtet, dass Gesetzesbeschlüsse nach den selbst gegebenen Regeln - laut Stadtverfassung und Geschäftsordnung - erfolgen, von sich aus das Geschäftsstück absetzen müsste und eine neuerliche erste Lesung beantragen müsste.

Ich halte dieses Vorgehen für inakzeptabel für eine gesetzgebende Körperschaft, wenn sie dokumentiert, dass ihre eigenen Regeln in einem Gesetzwerdungsverfahren ihr wurscht sind.

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Das ist kein gutes Vorbild für die Demokratie. Allerdings: Das ist die Demokratie der SPÖ. - Danke sehr. (Beifall bei den GRÜNEN.)
Präsident Prof Harry Kopietz: Zur Geschäftsordnung hat sich Herr DDr Schock zu Wort gemeldet. Ich erteile es ihm.

Abg DDr Eduard Schock (Klub der Wiener Freiheitlichen): Meine Damen und Herren!

Es ist in diesem Fall die Geschäftsordnung ganz eindeutig - und zwar sowohl die Wortinterpretation als auch die Interpretation nach dem Sinn der Geschäftsordnung, die teleologische Interpretation -, dass nämlich bei der vorigen Sitzung das falsch gelaufen ist, dass der Berichterstatter natürlich die Möglichkeit haben muss, seine Meinung zu Abänderungsanträgen et cetera kundzutun, und zwar vor der Abstimmung über diese Abänderungsanträge, und dass daher beim letzten Mal die Vorgangsweise in der ersten Lesung schlicht und einfach geschäftsordnungswidrig war.

Meine Damen und Herren! Es hat sich das in den letzten Tagen ja gehäuft. Wir haben heute die Ablehnung einer Dringlichen Anfrage der Freiheitlichen Partei erlebt, bei der es um eine türkische Schule geht, wo der Bürgermeister selbst zuerst so etwas ankündigt ...

Präsident Prof Harry Kopietz (unterbrechend): Herr Abgeordneter, bitte sprechen Sie zur Geschäftsordnung und nicht zu einer abgelehnten ...

Abg DDr Eduard Schock (fortsetzend): ... - ich spreche zur Geschäftsordnung! – und dann aber nicht bereit ist, als Bürgermeister diesem Hohen Haus auch Rede und Antwort zu stehen. Es häufen sich also diese Fälle der Beugung der Geschäftsordnung.

Meine Damen und Herren! Es gibt daher Gespräche zwischen allen drei Oppositionsparteien, die höchst notwendig sind, um hier die Rechte der Opposition, die demokratischen Rechte der Bürger, aber auch der Oppositionsparteien auf völlig neue Beine zu stellen. Es wird nach der nächsten Wahl ein Zeitfenster geben, wo es die Möglichkeit geben wird, hier neue Maßstäbe in der Demokratie zu setzen und Vorgangsweisen, wie sie heute von der Mehrheitsfraktion gewählt worden sind, in Zukunft unmöglich zu machen.

Meine Damen und Herren! Es gibt diese Gespräche zwischen der Opposition, die erst der Anfang ...

Präsident Prof Harry Kopietz (unterbrechend): Herr Abgeordneter, bitte zur Geschäftsordnung zu sprechen – sonst muss ich Ihnen das Wort entziehen.

Abg DDr Eduard Schock (fortsetzend): ... für neue Gespräche sein werden.

Und, meine Damen und Herren, nach dem 10. Oktober werden wir viele, viele Überraschungen für Sie alle bereit haben. Sie werden sich noch wundern! Der frische Wind nach diesen Wahlen wird diesem Haus und dieser Stadt mehr als guttun, meine Damen und Herren! (Beifall bei der FPÖ.)
Präsident Prof Harry Kopietz: Hinsichtlich des Vorwurfs der Rechtsbeugung werde ich das Protokoll nochmals kurz durchlesen und dann meine Entscheidung über die Erteilung eines Ordnungsrufs treffen. (Abg Mag Wolfgang Jung: Was ist das denn sonst, wenn nicht eine Rechtsbeugung?)

Wenn die rechtmäßig zustande gekommene Nichtzulassung der Dringlichen Anfrage, die auch begründet wurde, hinsichtlich derer nämlich schon im Jahr 2009 das erste Mal begründet wurde, dass sie nicht zulässig ist, dann ... (Abg DDr Eduard Schock: Na, und die schriftliche Anfrage?) – Die Anfrage? - Da können Sie mir großes Herz überantworten, dass ich es zugelassen habe. (Abg DDr Eduard Schock: Und die mündliche Anfrage? Wieso haben Sie die mündliche Anfrage nicht zugelassen?)
Wir kommen zu einer weiteren Wortmeldung zur Geschäftsordnung. Ich erteile Herrn Abg Dr Tschirf das Wort.

Abg Dr Matthias Tschirf (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Herr Präsident! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Wir haben eine Präsidiale abgehalten und sind in dieser Präsidiale, was die inhaltliche Bewertung betrifft, nicht zu einer Meinung gekommen, weil es tatsächlich so ist, dass es genaue Abläufe gibt. Der Ablauf ist so, dass die Abstimmung erst nach Schluss der Debatte und nach dem Statement der Berichterstatterin stattfinden sollte. Nachzulesen ist, dass das eben nicht der Fall war. 

Wir ersuchen, dass wieder zu dem zurückgekehrt wird, was auch notwendig ist: dass man sich wirklich punktgenau an der Geschäftsordnung orientiert.

Wir nehmen die Schiedsrichterentscheidung des Präsidenten natürlich zur Kenntnis, weil das eben auch Teil der Geschäftsordnung ist, aber ersuchen darum - und das haben wir auch vorhin besprochen -, dass bei der Geschäftsordnung wirklich auch in Zukunft darauf geachtet wird, dass diese auf Punkt und Beistrich eingehalten wird. (Beifall bei der ÖVP.) 

Präsident Prof Harry Kopietz: Danke. - Zur Geschäftsordnung hat sich Herr Abg Lindenmayr zu Wort gemeldet. Ich erteile es ihm.

Abg Siegi Lindenmayr (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Herr Präsident! Sehr geehrte Damen und Herren!

Ich danke insbesondere dem Kollegen Tschirf für die Wiedergabe des Resümees der Präsidiale, nämlich dass es zwar nicht einstimmig war und alle Fraktionen dieser Ansicht gewesen sind, aber dass die Vorgangsweise, wie sie jetzt getroffen worden ist, so akzeptiert wird. 

Insbesondere möchte ich auch darauf hinweisen, dass bei der letzten Sitzung alle Abgeordneten und alle Fraktionen hier im Haus die Vorgangsweise so akzeptiert haben. Es gab beim letzten Mal keine Wortmeldung zur Geschäftsordnung. Das bedeutet, es wurde die Vorgangsweise so akzeptiert. 

Nicht ohne Grund ist im Gesetz vorgesehen (Zwischenrufe bei der ÖVP sowie von Abg Mag Wolfgang Jung), dass es bei der zweiten Lesung keine inhaltliche Debatte, keine Anträge und Ähnliches gibt. Das hat ja einen Grund, dass das in der Geschäftsordnung so vorgesehen ist. (Abg Mag Wolfgang Jung: Das ist aber sehr kühn! Das ist die nordkoreanische Variante!)
Und ansonsten danke ich sehr für die klaren Worte des Kollegen Schock, der hier wieder einmal die Zusammenarbeit der drei Oppositionsparteien angekündigt hat - was ja ohnedies schon bekannt ist, dass alle drei gegen das rote Wien sind. (Zwischenruf bei der FPÖ.) – Er hat es ja auch gesagt, und daher sage ich das auch! Also: Auch danke für diese Klarstellung! (Beifall bei der SPÖ. – Neuerlicher Zwischenruf bei der FPÖ.)
Präsident Prof Harry Kopietz: Zur Geschäftsordnung hat sich ein zweites Mal Herr Abg Dr Tschirf zu Wort gemeldet. Ich erteile ihm das Wort.

Abg Dr Matthias Tschirf (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Herr Präsident! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Ich darf in der Berichterstattung über die Präsidiale fortfahren: Es wurde dort auch klar festgehalten, dass aus Sicht aller drei Oppositionsparteien nicht dem Rechtssprichwort „qui tacet consentire videtur" Rechnung getragen wird. Dieses Schweigen im Fall der Zustimmung ist nämlich in der Rechtsordnung auch nur in ganz wenigen Fällen gegeben - manche von Ihnen sind Juristen und können mir das bestätigen -, im öffentlichen Recht aber sicherlich nicht. 

Das heißt: Daraus, dass in einer doch turbulenteren Situation - und man kann das ja nachlesen - nicht sofort alle, ich weiß nicht, wie wild aufgesprungen sind, kann man nicht schließen, dass eine Zustimmung zu einer falschen Auslegung der Geschäftsordnung festzustellen gewesen wäre. (Beifall bei der ÖVP und von Abg Anton Mahdalik.) 

Präsident Prof Harry Kopietz: Weitere Wortmeldung zur Geschäftsordnung: Frau Abg Smolik, bitte.

Abg Claudia Smolik (Grüner Klub im Rathaus): Herr Präsident! Meine Damen und Herren!

Wir können jetzt natürlich die Debatte, die wir in der Präsidiale gehabt haben, hier fortführen, und Kollege Lindenmayr hat mich jetzt doch provoziert, weil er das ja jetzt auch in der Präsidiale angeführt hat, dass in der letzten Sitzung niemand etwas gesagt hätte. 

Ich habe auch in der Präsidiale berichtet, wie diese letzte Sitzung, diese Abstimmung gelaufen ist. Und wenn alle jetzt in sich gehen und versuchen, sich zu erinnern, dann werden sie zugestehen müssen, dass das damals zu Verwunderung geführt hat, selbst bei der Berichterstatterin. Es war so, dass alle irritiert waren, als die Frau Präsidentin plötzlich die Anträge abgestimmt hat und dann der Frau Berichterstatterin und dem Berichterstatter das Wort gegeben hat. 

Dass wir nicht aufgesprungen sind und uns diesbezüglich zu Wort gemeldet haben und eine Geschäftsordnungsdebatte abgeführt haben, war darauf zurückzuführen, dass wir irritiert waren, weil wir mit dieser Vorgehensweise noch nie konfrontiert worden waren, dass eine Landtagspräsidentin plötzlich wider die Geschäftsordnung Anträge abstimmt und dann das Schlusswort macht. - Da kann man jetzt natürlich sagen, wir sind schuld daran, wir hätten uns eben aufregen müssen.

Wir haben uns das Protokoll daraufhin geholt, wir haben es studiert und haben befunden, den Umstand, dass hier geschäftsordnungsmäßig nicht richtig vorgegangen wurde, in der heutigen Sitzung zu thematisieren.

Natürlich können wir jetzt bei jedem Fehler, den das Präsidium, egal, ob Gemeinderat oder Landtag, macht, sofort eine Geschäftsordnungsdebatte machen. Wenn das gewünscht wird, dann machen wir das so. 

Aber hier herauszugehen und zu sagen: Ihr habt damals nichts gesagt, also wart ihr einverstanden; also was regt ihr euch jetzt auf?, das ist völlig falsch und nicht richtig. Es ist hier geschäftsordnungsmäßig vorzugehen, egal, wer den Vorsitz hat, und nicht die Geschäftsordnung irgendwie zu beugen, wie es gerade passt (Ruf bei der SPÖ: Das ist echt stark!), und es sich jetzt zurechtzurichten, wie das damals falsch gelaufen ist. (Beifall bei den GRÜNEN.)
Präsident Prof Harry Kopietz: Danke. - Bevor ich weiter fortfahre, darf ich noch zusammenfassen, wofür ich auch einstehe:

Möglicherweise ist die Frau Berichterstatterin in ihrer Möglichkeit beschnitten worden, aber ich gehe nicht davon aus, dass es so ist, dass sie nämlich auch noch vor der Abstimmung etwas einbringen kann. 

Was die zustande gekommenen Abstimmungen betrifft: Es wurden alle Anträge abgestimmt, es wurde auch das Geschäftsstück abgestimmt, und es gibt eine Mehrheit, sowohl bei der Behandlung der Anträge als auch bei der Behandlung des Gesetzes. Der eindeutige Wille des Landtages ist damit nachvollziehbar und somit aus meiner Sicht auch rechtens.

Und: Wir haben den Absetzungsantrag abgestimmt. Dem wurde nicht mit Mehrheit zugestimmt. Damit kann ich feststellen, dass das Gesetz nunmehr auch entsprechend in zweiter Lesung abgestimmt wird.

Ich komme damit zur Postnummer 1. Sie betrifft die zweite Lesung der Vorlage eines Gesetzes, mit dem die Wiener Gemeindewahlordnung, das Wiener Volksbegehrensgesetz, das Wiener Volksbefragungsgesetz und das Wiener Volksabstimmungsgesetz geändert werden. Die Berichterstatterin hiezu, Frau Amtsf StRin Frauenberger, ist im Saal. Sie muss keine Verhandlungen einleiten. Gemäß § 127 Abs 1 der Wiener Stadtverfassung findet bei der zweiten Lesung keine Debatte statt und können keine Nebenanträge gestellt werden. 

Daher kommen wir sofort zur Abstimmung. Ich bitte jene Mitglieder des Landtages, die dem Gesetz in zweiter Lesung zustimmen wollen, um ein Zeichen mit der Hand. – Das ist mit den Stimmen der SPÖ mehrstimmig angenommen. Das Gesetz ist somit in zweiter Lesung beschlossen.

Wir kommen zum nächsten Punkt der Tagesordnung, Postnummer 2, und ich darf den Vorsitz wieder an Frau Landtagspräsidentin Klicka übergeben.

Präsidentin Marianne Klicka: Postnummer 2 betrifft die zweite Lesung der Vorlage eines Gesetzes, mit dem das Wiener Tierhaltegesetz geändert wird - Haltung von hundeführscheinpflichtigen Hunden. Es hat sich hiezu Herr Abg Dr Madejski zur Geschäftsordnung zu Wort gemeldet. – Bitte.

Abg Dr Herbert Madejski (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr geehrte Mitglieder des Stadtsenates! Sehr geehrte Damen und Herren der Regierungsfraktionen und der Opposition!

Ich werde hier einen Geschäftsordnungsantrag einbringen, möchte ihn aber vorher natürlich begründen, wie es ja auch in der Geschäftsordnung üblich ist, dass man etwas begründet. Daher möchte ich meinen Antrag, den ich dann am Schluss einbringen werde, wie folgt begründen - ohne direkt auf den Inhalt des Gesetzes einzugehen, was ja auch nicht zulässig ist -:

Meine Damen und Herren! Die so genannten Rasselisten, die wir hier in Wien beschließen sollen (Amtsf StRin Mag Ulli Sima: Zur Geschäftsordnung!) und dann beschließen werden, sind zum Beispiel in Deutschland, in Schweden, in Dänemark ...

Präsidentin Marianne Klicka (unterbrechend): Herr Abgeordneter! Das ist keine Wortmeldung zur Geschäftsordnung! 
Abg Dr Herbert Madejski (fortsetzend): ... auf jeden Fall bereits wegen Unwirksamkeit verboten worden. - Ich muss meinen Antrag begründen, denn sonst verstehen Sie ihn nicht. Daher muss ich es leider begründen, meine Damen und Herren! 

Die so genannten Listenhunde, die die Frau Stadträtin hier eingebracht hat, sind vollkommen unsinnig, meine Damen und Herren! Es gibt keine ...

Präsident Prof Harry Kopietz (unterbrechend): Herr Abgeordneter! Ich erteile Ihnen einen Ordnungsruf wegen des Ausdrucks „unsinnig" und ersuche Sie, zu Ihrem Geschäftsordnungsantrag zu kommen. (Unruhe im Saal.)
Abg Dr Herbert Madejski (fortsetzend): Dieses Tierhaltungsgesetz wird wissentlich von der Mehrheit dieses Hauses wegen Verfassungswidrigkeit, das wissen wir alle ... - Und jetzt komme ich zu meinem Antrag. Sie wissen es, warum es verfassungswidrig ist! Sie beschließen hier mutwillig ein Gesetz, von dem Sie wissen, dass es relativ bald aufgehoben werden wird, nämlich wegen der Beweislastumkehr. (Amtsf StRin Mag Ulli Sima: Zur Geschäftsordnung!)

Meine Damen und Herren! Ich fordere alle Abgeordneten, die einen Hund haben, auf Seiten der Sozialdemokratie auf und ersuche sie, entweder hinauszugehen oder ... (Der Redner spricht ab jetzt ohne Mikrophon weiter: ... gegen dieses Gesetz zu stimmen!)  
Präsident Prof Harry Kopietz: Herr Abgeordneter! Das ist kein Geschäftsordnungsbeitrag! (Abg Dr Herbert Madejski, am Rednerpult fortsetzend: Daher stelle ich einen Antrag auf namentliche Abstimmung! – Beifall bei der FPÖ. – Abg Dr Herbert Madejski: Ich möchte nämlich genau wissen, wer von Ihnen als Hundebesitzer diesem Antrag zustimmt!) Eine Debatte für die zweite Lesung ist nicht zulässig. Ich entziehe Ihnen das Wort! (Abg DDr Eduard Schock: Der Antrag ist gestellt!)
Herr Abgeordneter! Ich ersuche Sie, wieder auf Ihren Sitzplatz zurückzukehren. (Beifall bei der FPÖ für den das Rednerpult verlassenden Abg Dr Herbert Madejski. - Abg DDr Eduard Schock: Der Antrag auf namentliche Abstimmung ist gestellt!)
Ich unterbreche die Sitzung zur neuerlichen Abhaltung einer Präsidiale.

(Die Sitzung wird zur Abhaltung einer Präsidialkonferenz des Landtages von 12.15 bis 12.20 Uhr unterbrochen.)

Präsident Prof Harry Kopietz: Ich nehme die Sitzung wieder auf und komme zur Abstimmung über den Antrag auf namentliche Abstimmung des Herrn Abg Dr Madejski - das werden vielleicht nicht alle gehört haben. 

Dazu ist es notwendig, dass mindestens 25 Abgeordnete diesem Antrag zustimmen. Ich ersuche jene Abgeordneten, die dem Antrag des Herrn Abg Dr Madejski auf namentliche Abstimmung zustimmen wollen, um ein Zeichen mit der Hand. - Das ist einstimmig.

Wir beginnen daher mit der namentlichen Abstimmung, und ich ersuche die Schriftführerin, Frau Abg Mag Kato, mit dem Namensaufruf zu beginnen.

Schriftführerin Abg Mag Sonja Kato: Abg Dr Aichinger.

Abg Dkfm Dr Fritz Aichinger (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Nein.

Schriftführerin Abg Mag Sonja Kato: Abg Dipl-Ing Omar Al-Rawi.

Abg Dipl-Ing Omar Al-Rawi (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Ja. (Zwischenrufe.)

Präsident Prof Harry Kopietz: Herr Abg Al-Rawi hat laut und für mich deutlich erkennbar mit Ja gestimmt. 

Schriftführerin Abg Mag Sonja Kato: Abg Mag Anger-Koch.

Präsident Prof Harry Kopietz: Frau Abg Mag Anger-Koch ist nicht im Saal.

Schriftführerin Abg Mag Sonja Kato: Abg Mag Antonov.

Abg Mag Waltraut Antonov (Grüner Klub im Rathaus): Nein.

Schriftführerin Abg Mag Sonja Kato: Abg Bacher-Lagler.

Abg Norbert Bacher-Lagler (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Ja.

Schriftführerin Abg Mag Sonja Kato: Abg Baxant.

Abg Petr Baxant (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Ja.

Schriftführerin Abg Mag Sonja Kato: Abg Bluma.

Abg Susanne Bluma (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Ja.

Schriftführerin Abg Mag Sonja Kato: Abg Cammerlander.

Abg Heidemarie Cammerlander (Grüner Klub im Rathaus): Nein.

Schriftführerin Abg Mag Sonja Kato: Abg Mag Chorherr.

Abg Mag Christoph Chorherr (Grüner Klub im Rathaus): Nein.

Schriftführerin Abg Mag Sonja Kato: Abg Deutsch.

Abg Christian Deutsch (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Ja.

Schriftführerin Abg Mag Sonja Kato: Abg Ing Mag Dworak.

Abg Ing Mag Bernhard Dworak (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Nein.

Schriftführerin Abg Mag Sonja Kato: Abg Mag Ebinger.

Abg Mag Gerald Ebinger (Klub der Wiener Freiheitlichen): Nein.

Schriftführerin Abg Mag Sonja Kato: Abg Univ-Prof Dr Eisenstein.

Abg Univ-Prof Dr Herbert Eisenstein (Klub der Wiener Freiheitlichen): Nein.

Schriftführerin Abg Mag Sonja Kato: Abg Mag Ekici.

Abg Mag Sirvan Ekici (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Nein.

Schriftführerin Abg Mag Sonja Kato: Abg Ekkamp.

Abg Franz Ekkamp (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Ja.

Schriftführerin Abg Mag Sonja Kato: Abg Mag Feldmann.

Abg Mag Barbara Feldmann (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Nein.

Schriftführerin Abg Mag Sonja Kato: Abg Frank.

Abg Henriette Frank (Klub der Wiener Freiheitlichen): Nein.

Schriftführerin Abg Mag Sonja Kato: Abg Gaal.

Abg Kathrin Gaal (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Ja.

Schriftführerin Abg Mag Sonja Kato: Abg Mag Gerstl.

Abg Mag Wolfgang Gerstl (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Nein.

Schriftführerin Abg Mag Sonja Kato: Abg Dipl-Ing Gretner.

Abg Dipl-Ing Sabine Gretner (Grüner Klub im Rathaus): Nein.

Schriftführerin Abg Mag Sonja Kato: Abg Mag Gudenus, MAIS.

Abg Mag Johann Gudenus, MAIS (Klub der Wiener Freiheitlichen): Nein.

Schriftführerin Abg Mag Sonja Kato: Abg Dr Günther.

Präsident Prof Harry Kopietz: Darf ich ersuchen - man hört hier heroben relativ schlecht -, dass man sich ein bisschen konzentriert und die Meinungsäußerung laut und deutlich nach dem Namensaufruf macht. - Bitte den Abgeordneten noch einmal aufzurufen.

Schriftführerin Abg Mag Sonja Kato: Abg Dr Günther.

Abg Dr Helmut Günther (Klub der Wiener Freiheitlichen): Nein.

Schriftführerin Abg Mag Sonja Kato: Abg Harwanegg.

Abg Volkmar Harwanegg (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Ja.

Schriftführerin Abg Mag Sonja Kato: Abg Hatzl.

Abg Eva-Maria Hatzl (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Ja.

Schriftführerin Abg Mag Sonja Kato: Abg Holzmann.

Abg Ernst Holzmann (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Ja.

Schriftführerin Abg Mag Sonja Kato: Abg Hora.

Abg Karlheinz Hora (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Ja.

Schriftführerin Abg Mag Sonja Kato: Abg Florianschütz. – Entschuldigung, auf der Liste war er durchgestrichen.

Abg Peter Florianschütz (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Ja.

Schriftführerin Abg Mag Sonja Kato: Abg Hufnagl.

Abg Heinz Hufnagl (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Ja.

Schriftführerin Abg Mag Sonja Kato: Abg Jerusalem.

Abg Susanne Jerusalem (Grüner Klub im Rathaus): Nein.

Schriftführerin Abg Mag Sonja Kato: Abg Mag Jung.

Abg Mag Wolfgang Jung (Klub der Wiener Freiheitlichen): Nein.

Schriftführerin Abg Mag Sonja Kato: Abg Kenesei.

Abg Günter Kenesei (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Nein.

Schriftführerin Abg Mag Sonja Kato: Abg Klicka.

Abg Marianne Klicka (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Ja.

Schriftführerin Abg Mag Sonja Kato: Abg Prof Kopietz.

Abg Prof Harry Kopietz: Ja.

Schriftführerin Abg Mag Sonja Kato: Abg Mag Kowarik.

Abg Mag Dietbert Kowarik (Klub der Wiener Freiheitlichen): Nein.

Schriftführerin Abg Mag Sonja Kato: Abg Mag Krotsch.

Abg Mag Nicole Krotsch (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Ja.

Schriftführerin Abg Mag Sonja Kato: Abg Lasar.

Abg David Lasar (Klub der Wiener Freiheitlichen): Nein.

Schriftführerin Abg Mag Sonja Kato: Abg Dr Laschan.

Abg Dr Claudia Laschan (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Ja.

Schriftführerin Abg Mag Sonja Kato: Abg Lindenmayr.

Abg Siegi Lindenmayr (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Ja.

Schriftführerin Abg Mag Sonja Kato: Abg Ludwig-Faymann.

Abg Martina Ludwig-Faymann (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Ja.

Schriftführerin Abg Mag Sonja Kato: Abg Dr Madejski.

Abg Dr Herbert Madejski (Klub der Wiener Freiheitlichen): Nein.

Schriftführerin Abg Mag Sonja Kato: Abg Mahdalik.

Abg Anton Mahdalik (Klub der Wiener Freiheitlichen): Nein.

Schriftführerin Abg Mag Sonja Kato: Abg Mag Maresch.

Abg Mag Rüdiger Maresch (Grüner Klub im Rathaus): Nein.

Schriftführerin Abg Mag Sonja Kato: Abg Dipl-Ing Margulies.

Abg Dipl-Ing Martin Margulies (Grüner Klub im Rathaus): Nein.

Schriftführerin Abg Mag Barbara Feldmann: Abg Matiasek.

Abg Veronika Matiasek (Klub der Wiener Freiheitlichen): Nein.

Schriftführerin Abg Mag Barbara Feldmann: Abg Matzka-Dojder.

Abg Anica Matzka-Dojder (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Ja.

Schriftführerin Abg Mag Barbara Feldmann: Abg Dkfm Dr Maurer.

Abg Dkfm Dr Ernst Maurer (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Ja.

Schriftführerin Abg Mag Barbara Feldmann: Abg Dr Mayer.

Abg Dr Alois Mayer (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Ja.

Schriftführerin Abg Mag Barbara Feldmann: Abg Ing Meidlinger.

Abg Ing Christian Meidlinger (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Ja.

Schriftführerin Abg Mag Barbara Feldmann: Abg Mag Kato.

Abg Mag Sonja Kato (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Ja.

Schriftführerin Abg Mag Barbara Feldmann: Abg Mörk.

Abg Gabriele Mörk (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Ja.

Schriftführerin Abg Mag Barbara Feldmann: Abg Mag Neuhuber.

Abg Mag Alexander Neuhuber (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Nein.

Schriftführerin Abg Mag Barbara Feldmann: Abg Nevrivy.

Abg Ernst Nevrivy (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Ja.

Schriftführerin Abg Mag Barbara Feldmann: Abg Niedermühlbichler.

Abg Georg Niedermühlbichler (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Ja.

Schriftführerin Abg Mag Barbara Feldmann: Abg Novak.

Abg Barbara Novak (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Ja.

Schriftführerin Abg Mag Barbara Feldmann: Abg Parzer.

Abg Robert Parzer (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Nein.

Schriftführerin Abg Mag Barbara Feldmann: Abg Ing Peterka.

Abg Ing Christian Peterka (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Ja.

Schriftführerin Abg Mag Barbara Feldmann: Abg Petrides.

Abg Hedwig Petrides (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Ja.

Schriftführerin Abg Mag Barbara Feldmann: Abg Univ-Prof Dipl-Ing Dr Pfleger.

Abg Univ-Prof Dr Ernst Pfleger (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Ja.

Schriftführerin Abg Mag Barbara Feldmann: Abg Dr Pilz.

Abg Dr Sigrid Pilz (Grüner Klub im Rathaus): Nein.

Schriftführerin Abg Mag Barbara Feldmann: Abg Puller. 

Abg Ingrid Puller (Grüner Klub im Rathaus): Nein.

Schriftführerin Abg Mag Barbara Feldmann: Abg Mag Ramskogler.

Abg Mag Sonja Ramskogler (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Ja.

Schriftführerin Abg Mag Barbara Feldmann: Abg Rubik.

Abg Silvia Rubik (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Ja.

Schriftführerin Abg Mag Barbara Feldmann: Abg Schinner.

Abg Katharina Schinner (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Ja.

Schriftführerin Abg Mag Barbara Feldmann: Abg DDr Schock.

Abg DDr Eduard Schock (Klub der Wiener Freiheitlichen): Nein.

Schriftführerin Abg Mag Barbara Feldmann: Abg Schreuder.

Abg Marco Schreuder (Grüner Klub im Rathaus): Nein.

Schriftführerin Abg Mag Barbara Feldmann: Abg Schrödl.

Abg Karin Schrödl (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Ja.

Schriftführerin Abg Mag Barbara Feldmann: Abg Schubert.

Abg Ingrid Schubert (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Ja.

Schriftführerin Abg Mag Barbara Feldmann: Abg Schuster.

Abg Godwin Schuster (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Ja.

Schriftführerin Abg Mag Barbara Feldmann: Abg Smolik.

Abg Claudia Smolik (Grüner Klub im Rathaus): Nein.

Schriftführerin Abg Mag Barbara Feldmann: Abg Mag Spitzer.

Abg Mag Gerhard Spitzer (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Ja.

Schriftführerin Abg Mag Barbara Feldmann: Abg Stark.

Abg Rudolf Stark (Klub der Wiener Freiheitlichen): Nein.

Schriftführerin Abg Mag Barbara Feldmann: Abg Mag Straubinger.

Abg Mag Sybille Straubinger (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Ja.

Schriftführerin Abg Mag Barbara Feldmann: Abg Strobl.

Abg Friedrich Strobl (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Ja.

Schriftführerin Abg Mag Barbara Feldmann: Abg Dr Stürzenbecher.

Abg Dr Kurt Stürzenbecher (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Ja.

Schriftführerin Abg Mag Barbara Feldmann: Abg Dr Troch.

Abg Dr Harald Troch (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Ja.

Schriftführerin Abg Mag Barbara Feldmann: Abg Dr Tschirf.

Abg Dr Matthias Tschirf (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Nein.

Schriftführerin Abg Mag Barbara Feldmann: Abg Dr Ulm.

Abg Dr Wolfgang Ulm (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Nein.

Schriftführerin Abg Mag Barbara Feldmann: Abg Valentin.

Abg Erich Valentin (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Ja.

Schriftführerin Abg Mag Barbara Feldmann: Abg Vettermann.

Abg Heinz Vettermann (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Ja.

Schriftführerin Abg Mag Barbara Feldmann: Abg Dr Vitouch.

Abg Dr Elisabeth Vitouch (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Ja.

Schriftführerin Abg Mag Barbara Feldmann: Abg Wagner. – Ist nicht da, gut.

Abg Mag Tanja Wehsely. (Ruf: Ist entschuldigt!) – Okay. Habe ich nicht, tut mir leid. Abg Dr Wolf. 

Abg Dr Franz Ferdinand Wolf (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Nein.

Schriftführerin Abg Mag Barbara Feldmann: Abg Woller.

Abg Ernst Woller (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Ja.

Schriftführerin Abg Mag Barbara Feldmann: Abg Mag Wutzlhofer.

Abg Mag Jürgen Wutzlhofer (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Ja.

Schriftführerin Abg Mag Barbara Feldmann: Abg Yilmaz.

Abg Nurten Yilmaz (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Ja.

Schriftführerin Abg Mag Barbara Feldmann: Danke.

Präsident Prof Harry Kopietz: Ich darf das Ergebnis bekannt geben: 48 Ja-, 35 Nein-Stimmen.

Das Gesetz ist somit, zur zweiten Lesung abgestimmt, mehrstimmig beschlossen.

Wir kommen somit zur Postnummer 3. Sie betrifft die zweite Lesung der Vorlage eines Gesetzes, mit dem das Wiener Tierhaltegesetz geändert wird. Berichterstatterin hiezu ist Frau Amtsf StRin Mag Sima. Wir kommen sogleich zur Abstimmung.

Ich bitte jene Mitglieder des Landtages, die dem Gesetz in zweiter Lesung zustimmen wollen, um ein Zeichen mit der Hand. - Das ist mit den Stimmen der SPÖ gegen die Stimmen der Opposition mehrstimmig beschlossen. Das Gesetz ist somit beschlossen.

Damit ist die Tagesordnung der heutigen Sitzung erledigt. Tag, Stunde und Tagesordnung der nächsten Sitzung werden auf schriftlichem Weg bekannt gegeben.

Die Sitzung ist geschlossen.

(Schluss um 12.28 Uhr.)

